PLUTUS 


Hritiſche Seitſchrift für Volliswirtſchaft und TFinanzweſen 


— —— llachdruck verboten 


Man abonnierk beim | | 
Duchhandel, bei der Poſt und il 


Berlin, den 27. September 1916. 


direkt beim Verlage 
für 4,50 Miß. vierkeljährlich. 


Rechtsanwalt Dr. jur. Max Wolff-Liſſa i. P. 


Die Frage der Reichsfinanzreform nach dem Kriege ifi bereits jetzt von höchſtem 


Intereſſe, obwohl zurzeit noch 


niemand das Ende des Krieges abzuſehen vermag. Ich 


babe ſchon früher im „Plutus“ verſchiedentlich einzelne Teilfragen des Problems behandelt. 
In den kommenden Monaten ſoll gerade dieſer Frage hier beſondere Beachtung geſchenkt 
werden; ich ſelbſt werde mich vorläufig noch der Behandlung der Geſamtfrage fernhalten, 


dagegen werde ich den verſchiedenen Anregungen von Mitarbeitern Raum 


geben, ohne 


daß ich mich durch die Aufnahme ihrer Artikel mit deren Inhalt irgendwie identifiziere. 


Die Erörterungen über die Deckung des 
Finanzbedarfs des Reichs nach dem Kriege ſpitzen 
ſich auf ein Entweder Oder zu, das einen ſchweren 
politiſchen Konflikt unausweichlich erſcheinen läßt. 
Soweit eine Schätzung jetzt ſchon möglich iſt, wird 
der Jahresbedarf des Reichs mindeſtens 7 bis 8 Mil- 
liarden betragen, das ſind zirka 100 M. auf den 
Kopf der Bevölkerung, zirka 500 M. auf die durch— 
ſchnittliche fünfköpfige Familie. Daß eine ſolche 
Steuerlaſt den breiteſten Bevölkerungsſchichten mit 
Einkommen unter 3000 M. nicht zugemutet werden 
kann, wobei es gleichgültig iſt, ob unter der 
Form der direkten oder der indirekten Beſteuerung, 

liegt auf der Hand. Daraus folgt einerſeits, daß 
durch indirekte Beſteuerung der Finanzbedarf nicht 
gedeckt werden kann, weil dabei die kinderreichen 
Familien der einkommensſchwachen Bevölkerungs- 
ſchichten ſogar noch über den Durchſchnitt von 500 M. 
an der Finanzlaſt des Reiches teilnehmen würden. 
Andererſeits folgt daraus, daß bei direkter Beſteue⸗ 
rung, gleichviel in welcher Form, die Steuer zu 
Laſten des Wittelſtandes und der Reichen gewaltig 
geſtaffelt werden muß, um ſie bei der breiten Maſſe 
auf ein noch erträgliches Maß herabdrücken zu kön⸗ 
nen. Dieſe Folgerungen ſind einfach und im Grund⸗ 
ſätzlichen zwingend, wenn auch natürlich in der 
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praktiſchen Ausgeſtaltung Kompromiſſe mög ich ſind. 
Man kann und wird gewiß direkte und indirekte 
Steuern machen. Aber wenn es bei den bisherigen 
Finanzreformen möglich war, durch ein ſolches So⸗ 
wohl⸗Als auch dem Konflikt einigermaßen die Spitze 
abzubrechen, ſo handelt es ſich doch diesmal um 
ſo ungeheure Summen, daß kein Kompromiß die 
Alternative „Direkte oder indirekte Steuern“ wird 
umgehen können. Demgemäß find direkte Reihs- 
ſteuern nicht nur von neuem das Feldgeſchrei der 
Linksparteien, ſondern bis weit in die Mittelpar- 
teien hinein die Forderung, man darf faſt fagen 
„die ſittliche Forderung“ der Stunde. 

Dieſe Forderung wird aber, darauf muß man 
gefaßt ſein, bei den Nechtsparteien, und nicht nur 
bei diefen, emen ſtarken, organiſierten und viel- 
leicht erbitterten Widerſtand finden, einen Wider- 
ſtand, deſſen Parole der Grundſatz ſein wird: Dem 
Reiche die indirekten Steuern, — die direkten Gten- 
ern den Einzelſtaaten! 

Es mag auf ſich beruhen, inwieweit hinter 
der Gegnerſchaft gegen direkte Neichsſteuern ſich 
eine Abneigung gegen direkte Steuern überhaupt 
verbirgt, weil. dieſe überwiegend die beſitzenden Klaſ⸗ 
ſen belaſten und gewiſſe Schichten noch immer den 
Mut der Steuerſcheu haben. Man muß ſich an die 


Gründe halten, die die Gegner direkter Reichsſteuern 
ſelbſt ins Feld führen, und dieſe ſind durchaus be⸗ 
achtenswert. Danach wünſcht man die direkten 
Steuern nicht an fih zu vermeiden, aber man per⸗ 
horresziert ihre Erhebung durch das Reich und 
für das Reich. Dur das Reich follen direkte 
Steuern nicht eingeführt werden, weil es, wie ein 
konſervativer Führer einmal im Reichstag ausge⸗ 
ſprochen hat, unbillig ſei, daß ein auf Grund des 
allgemeinen und gleichen Wahlrechts gewähltes Par⸗ 
lament, in welchem der Einfluß der unbeſteuerten 
und gering beſteuerten Maſſen naturgemäß über⸗ 
wiegt, aus dem „Portemonnaie der Beſitzenden“ die 
Steuern bewilligt. Vor allem aber ſollen die di— 
retten Steuern nicht für das Reich erhoben werden, 
weil die Finanzen der Einzelſtaaten, die in erſter 
Linie doch aus direkten Steuern zu ſpeiſen ſind, 
durch eine Steuerkonkurrenz des Reiches ſchwer ge- 
fährdet erſcheinen. Zumal dieſes letztere Argument, 
das früher vielleicht nur eine mehr theoretiſche Be- 
deutung hatte, gewinnt, vom Standpunkt der Çin- 
zelſtaaten geſehen, ein geradezu unheimliches Ge- 
wicht, wenn man fih vorſtellt, daß ein Reichsbedarf 
von mehreren Milliarden künftighin durch direkte 
Reichsſteuern gedeckt werden foll. Die Steuerkraft 
der Beſitzenden iſt ja nicht unbegrenzt und ſie iſt 
ſchon jetzt durch Staats-, Gemeinde- und Kirchen— 
ſteuern in den höchſten Stufen bis zu 20 % und 
mehr des Einkommens in Anſpruch genommen. 
Wenn nun jetzt das Reich, deffen Bedarf den der 
Einzelſtaaten und Gemeinden zuſammen erheblich 
überſteigen dürfte, den einzelnen Steuerzahler zu 
neuen Leiſtungen heranzieht, die noch höher ſein 
müſſen als die bisherigen, jo würden die Einzel- 
ſtaaten und Gemeinden notgedrungen auf einen 
großen Teil ihrer bisherigen direkten Beſteuerung 
verzichten müſſen, wenn anders ſie vermeiden wollen, 
daß ſich die direkten Steuern in ihrer Geſamtheit 
bis zu 50 0 des Einkommens ſtaffeln. Es iſt klar, 
daß hier die Intereſſen des Reichs und der Einzel— 
ſtaaten ſehr hart gegeneinander ſtoßen und daß die 
Frage der direkten Reichsſteuern damit aufhört, eine 
Parteifrage zu ſein, und zu einer ſtaatsrechtlichen 
Frage erſten Ranges wird. Dies um fo mehr, als die 
Tatſache, daß die vom Reich ausgehende direkte Be- 
ſteuerung gewaltig ſtärker ſein wird als die von 
den Einzelſtaaten ausgehende, nicht bloß die Steuer⸗ 
einnahmen der Einzelſtaaten bedenklich zu ſchmä⸗ 
lern droht, ſondern auch die notwendige weitere 
Folge haben muß, daß die Znitiative hinſichtlich 
der Geftaltung der direkten Steuern den Einzel⸗ 
ſtaaten entwunden wird und gänzlich auf das Reich 
übergeht. Es wird ganz zwangsläufig ſo kommen 
müſſen, daß die Einzelſtaaten im weſentlichen auf 
eigene Steuerordnungen verzichten und nur noch 
Zuſchläge zu den Neichsſteuern erheben. Damit wäre 
aber die Finanzhoheit der Einzelſtaaten in einer 
Weiſe eingeſchränkt, die wahrſcheinlich auch der 
reichsfroheſten Bundestreue unerträglich dünken 
dürfte. Man braucht die weiteren Konſequenzen, 
die eine ſolche Einſchränkung oder Lahmlegung der 
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einzelſtaatlichen Finanzhoheit für das Verhältnis 
des Reida zu den Einzelſtaaten und für das ganze 
ſtaatliche Leben der Einzelſtaaten zeitigen müßte, 
nicht weiter auszumalen, um doch für ſehr wahr= 
ſcheinlich zu halten, daß das Programm der direkten 
Neichsſteuern einen noch weit energiſcheren Wider- 
ſtand als bei den Nechtsparteien des Reichstags ſchon 
bei den verbündeten Regierungen finden wird. 

Das Problem ſieht alfo boſe aus: Auf der 
einen Seite das wohlbegründete Poſtulat der ſteuer— 
lichen Gerechtigkeit, daß die Kriegslaſten des Reichs 
überwiegend von den Beſitzenden getragen, alſo durch 
direkte Steuern gedeckt werden ſollen, — auf der 
anderen Seite der ebenſo wohlbegründete Wider— 
ſtand der Einzelſtaaten gegen direkte Veichsſteuern. 

Und doch gibt es einen Weg, die beiden fhein- 
bar unvereinbaren Gegenſätze zu vereinbaren: 
Keine direkten Reichsſteuern, und 
dennoch Deckung des Neichsbedarfs 
überwiegend durch direkte Steuern. 
Dieſes Ziel wird nämlich automatiſch erreicht, wenn 
ein entſprechendgroßer Teil des Reichs 
bedarfs im Wege der Nepartition von 
den Einzelſtaaten übernommen wird. 
Denn wenn auf dieſe Weiſe der Reichsbedarf in 
Landesbedarf umgewandelt wird, ſo kann er, 
da die Einzelſtaaten indirekte Steuern nicht erheben 
dürfen, nur durch direkte Steuern aufgebracht 
werden. Dieſe direkten Steuern werden dann aber 
von den Einzelſtaaten erhoben, die demnach 
von ihrer Steuerhoheit nichts aufzugeben brauchen 
und in der Lage ſind, in organiſcher, ihren 
beſonderen Ve hältniſſen angepaßter Fortbildung ihr 
Steuerſyſtenn den neuen, weſentlich größeren Be— 
dürfniſſen gemäß auszuweiten. 

Wie kann nun Neich3bedarf in Landesbedarf 
umgewandelt werden? Nach der beſtehenden Reichs⸗ 
verfaſſung ohne weiteres in Form von Matriku⸗ 
larbeiträgen. Dieſer einfachſte, wenn auch kei⸗ 
neswegs beſte und nicht zu empfehlende Weg mag 
immerhin zunächſt einmal ins Auge gefaßt werden. 

Es braucht keiner näheren Darlegung, daß ſo 
gewaltige Matrikularbeiträge, wie ſie hier in Frage 
kämen, nicht ohne die längſt als notwendig emp- 
fundene „Veredelung“ des im Art. 70 der Reichs- 
verſaſſung vorgeſehenen Umlagemaßſtabes erhoben 
werden dürften. Alſo nicht nach Verhältnis der Nes 
völkerungszahl in den Einzelſtaaten, ſondern nach 
der Leiſtungsfähigkeit. Für die Beurtilung der 
Leiſtungsfähigkeit beſitzen wir aber feit dem Wehr- 
beitrags⸗ und Vermögenszuwachsſteuergeſetz einen 
Maßſtab, den wir früher nicht beſaßen: Wir kennen 
jetzt auf Erund der Veranlagung zum Wehrbeitrag 
das Volksvermögen in den Bundesſtaaten. 
Zwar, nach der Struktur des Geſetzes, nicht eigentlich 
das Volksvermögen im volkswirtſchaftlichen Sinne, 
ſondern nur das „ſteuerbare“ Volksvermögen im 
Sinne des Geſetzes, aber gerade dieſes dürfte als 
Werteilungsmaßſtab für die Matrikularbeiträge die 
Anforderungen ſteuerlicher Gerechtigkeit hinreichend 
erfüllen. Eine Differenzierung, etwa durch unter⸗ 


ſchiedliche Bewertung von Grundvermögen und Ka- 
pitalbermögen mag vorbehalten bleiben. Gelbitver- 
ſtändlich müßte aber für unſeren Zweck dem Volksver⸗ 
mögen hinzugerechnet werden das eigentliche, 
werbende Staatsvermögen, wie es in Eijen- 
bahnen, Domänen, Bergwerken, Salinen, Staats⸗ 
fabriken uſw. vorhanden iſt, und davon abgezogen 
werden die Staats ſchulden. Auch dies bedarf 
wohl keiner Begründung. Es ergibt ſich nach dieſer 
Methode das reine Staats- und Volksvermögen 
der Einzelſtaaten als Subſtrat ihrer finanziellen 
Leiſtungsfähigkeit, und nach Verhältnis dieſer Sub⸗ 
ſtrate würden dann die Watrikularbeiträge umzu⸗ 
legen ſein. Dieſer Verteilungsmaßſtab kann von drei 
zu drei Jahren auf Grund der Ergebniſſe der Ver⸗ 
mögenszuwachsſteuer⸗Veranlagung eine Berichtigung 
erfahren. 

Käme es nur darauf an, den Anforderungen 
ſteuerlicher Gerechtigkeit zu genügen, ſo könnte die 
Deckung des größeren Teils des Neichsbedarfs durch 
ſo „veredelte“ Matrikularbeiträge ſchon als leidliche 
Löſung des Problems erſcheinen. Indeſſen ſind die 
Matrikularbeiträge an und für ſich eine bei den 
Bundesſtaaten mit Recht unbeliebte Einrichtung. 
Nach der gegenwärtigen Faſſung des $ 70 der Reihs- 
verfaſſung werden ſie den Bundesſtaaten aus den 
Ueberſchüſſen der Zölle uſw. zurückgezahlt, da⸗ 
von könnte doch in Zukunft nicht mehr die Rede 
fcin. Der Matrikularbeitrag würde alfo künftig nicht 
mehr einen durchlaufenden Poſten des Landesetats 
darſtellen, ſondern den wirklichen Hauptausgabe— 
poſten jedes Landesetats. Und wiederum wäre es eine 
überaus läſtige Einengung der Finanzfreiheit der 
Einzelſtaaten, wenn der Hauptausgabepoſten ihres 
Etats ihnen in einer feft beſtimmten Höhe vom 
Reiche aufgezwungen, ſozuſagen zwangsetatiſiert 
würde. Deshalb möchte ich diefe Regelung nicht be- 
fürworten, wenn es eine beſſere gibt, und die 
gibt es. 

Hat man ſich erſt einmal mit dem Grundge- 
danken vertraut gemacht, Veichsbedarf in Landes⸗ 
bedarf umzuwandeln, indem man einen weſentlichen 
Zeil der Verpflichtungen des Reiha auf die Einzel- 
ſtaaten ublaſtet, fo bietet ſich dafür ein direkterer 
Weg. Die Verzinſung und Tilgung der Neichs⸗ 
ſchulden, denen nach dem Kriege wahrſchein⸗ 
lich eine neue Williardenanleihe wird hinzutreten 
müſſen, wenn man dem Syſtem der Kapitalabfindung 
für Kriegsbeſchädigtenrenten die wünſchenswerte Aus⸗ 
dehnung geben will, bildet ja doch den weſent⸗ 
lichſten Teil des künftigen Veichsmehrbedarfs. Nun 
alſo, dann iſt dem Reich doch beſſer geholfen, 
wenn die Einzelſtaaten ihm die Schulden felbit 
abnehmen, als wenn fie ihm jährlich in Form bon 
Watrikularbeiträgen die Ausgaben für Verzinſung 
und Tilgung erſtatten! Und auch den Einzelſtaaten 
iſt damit beſſer geholfen, wie ich noch darlegen 
werde. h 

Mein Vorſchlag geht alfo dahin: Die ge⸗ 
ſamte Reichsſchuld wird auf die Ein⸗ 
zelſtaaten repartiert. 
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Zunächſt ein Wort über die Rechtsform, 
in der dies geſchehen kann. Eine eigentliche Schuld⸗ 
übernahme, bei der das Reich als Schuldner aus⸗ 
ſcheidet und die Einzelſtaaten an ſeine Stelle treten, 
ice matürlich nicht möglich, da das eich den Anleihe⸗ 
gläubigern nicht andere Schuldner aufzwingen kann. 
Eine Uebernahme der Neichsſchulden durch die Ein- 
zelſtaaten kann alſo nur im Innenverhältnis in der 
Weiſe erfolgen, daß die Einzelſtaaten ſich dem 
Reih gegenüber verpflichten, es von den Ver⸗ 
pflichtungen zur Verzinfung und Tilgung der Reichs⸗ 
ſchulden zu befreien. Dazu bedarf es eines 
Staatsvertrages zwiſchen dem Reich und den 
Einzelſtaaten (alfo auch der Zuſtimmung aller einzel- 
ſtaatlichen Volks vertretungen). Hinſichtlich des In- 
halts dieſer Staatsverträge jetzt ſchon Einzelheiten 
zu erörtern, erſchiene verfrüht. Die Einzelſtaaten 
werden fich verpflichten müſſen, innerhalb eines ge— 
wiſſen Maximalzeitraums ihren Anteil an der 
Reichsſchuld zu tilgen, wogegen das Reich jih wird 
verpflichten müſſen, etwa erforderliche Konvertie⸗ 
rungsleihen auf ſeinen Namen auszugeben, und 
zwar gemäß den Dispoſitionen der Einzelſtaaten, wie 
alsbald noch ausgeführt werden wird. 

Für den Verteilungsmaßſtab, nach 
welchem die Reichsſchuld von den einzelnen Bundes- 
ſtaaten zu übernehmen iſt, gilt das oben über die 
Veredelung der Watrikalarbeiträge Geſagte. Jeder 
Bundesſtaat übernimmt nach Verhältnis ſeines 
Staats- und Volksvermögens einen beſtimmten Teil 
der Neichsſchuld, und es ift dann jedem Bundes⸗ 
ſtaat überlaſſen, in welcher Art er den von ihm 
übernommenen Reichsſchuldanteil innerhalb der feft- 
geſetzten Maximalzeit tilgt. Demgemäß ift auch hin⸗ 
ſichtlich der Konvertierung der Reichsanleihen 
den Bundesſtaaten freie Hand zu laſſen. Vermag 
ein Bundesſtaat, weil ſein Kredit ebenſo gut oder 
beſſer als der des Reiches iſt, die übernommene 
Reichsanleihe in Staatsanleihe zu konvertieren, 
um fo beſſer, das Reich ift dann endgültig von feiner 
Schuld befreit. Den Bundesſtaaten muß aber auch 
freiſtehen, die Reichsanleihe als ſolche in Höhe 
des übernommenen Anteils zu konvertieren, d. h. 
das Neich muß verpflichtet fein, auf Verlangen eines 
Bundesſtaats eine entſprechende Konvertierungs⸗ 
anleihe zu den von dem betreffenden Bundesſtaat vor⸗ 
zuſchreibenden Bedingungen unter feinem (des Nei⸗ 
ches) Namen auszugeben, natürlich unter der finan⸗ 
zielten Verantwortung des betreffenden Bundes— 
ſtaats. 

Es iſt klar, daß dieſe Schuldübernahme mit 
freier Tilgungsdispoſition diejenige Art der Neichs⸗ 
finanzreform darſtellt, bei der die Bundesſtaaten die 
größte Freiheit der Finanzgebahrung ſowohl in der 
Geſtaltung ihrer Etats als auch in der Art der 
Bedarfsdeckung durch Steuern ſich erhalten können. 
Es iſt diejenige Finanzreform, die die Forderung. 
erfüllt, daß die Kriegsſchulden von den Beſitzenden 
bezahlt werden ſollen, und die dennoch den Grund⸗ 
fa aufzuſtellen und ſogar geſetzlich feſtzulegen ge= 
ſtattet: Die direkten Steuern den Einzelſtaaten! Nur 


eine direkte Steuer wird dem Reidh dauernd ver- 
bleiben müſſen: Die Beſitzſteuer (Vermögenszuwachs⸗ 
ſteuer); fie ift notwendig, um eine Reichskontrolle 
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über den jeweiligen Stand des ſteuerbaren Volks⸗ 


vermögens zu gewährleiſten. 

Dieſe Neichsfinanzreform durch Umwandlung 
der Neichsſchulden in Staatsſchulden wird aber noch, 
günſtige Nebenwirkungen zeitigen, deren Wert 
beträchtlich ijt. Der Kredit des Reiches und damit 
der Börſenwert feiner Anleihen wird eine anſehn— 
liche Steigerung erfahren, wenn für dieſe Anleihen 
nicht nur das Reich mit feinem Vermögen, ſondern 
auch ſämtliche Bundesſtaaten mit ihrem Landes⸗ 
vermögen gutſtehen, mag auch rechtlich eine direkte 
Haftung der Einzelſtaaten gegenüber den Reichs- 
anleihegläubigern nicht begründet werden. Die 
deutſche Neichsanleihe wird auf diefe Weiſe mit 
einem Schlage die beſtfundierte Staats- 
anleihe Europas, und man darf erwarten, 


daß fie dadurch das führende Anlagepapier 
des internationalen Kapitalmarktes wird. Dadurch 
aber wird es möglich fein, Milliarden deutſcher 
Neichsanleihe in das Ausland zu begeben, und 
was das, zumal in den erſten Jahren nach dem 
Kriege, für die Zahlungsbilanz der deutſchen Volts- 
wirtſchaft bedeuten würde, braucht nicht weiter aus⸗ 
gemalt zu werden. Die Wertſteigerung der Reihs- 
anleihen würde aber auch die weitere, vielleicht noch 
wichtigere Folge haben, daß ſie, ſobald ihr Künd⸗ 
barkeitszeitpunkt da ift, auf einen weſentlich billi⸗ 
geren Zinsfuß konvertiert werden können, und 
ſo wird denn letzten Endes durch die vorgeſchlagene 
Regelung dem deutſchen Volke die Laft ſeiner Kriegs- 
ſchulden poſitiv erleichtert werden, was für 
den einzelnen Steuerzahler ſchließlich noch wichtiger 
iſt als die Frage, ob er feine Steuern an das Reich 
oder an den Staat zahlt. 


Engliſche Staatsmänner und engliſche Politik. 


Myſon. 


Durch mehr als ein Jahrhundert hat die ge- 
ſamte kontinegtale Welt mit ftaunenser Ehrerbietung 
das Land der Freiheit, des politiſchen Verſtandes 
und der politiſchen guten Sitten, als das ihm Eng— 
land galt, betrachtet. England war nicht nur das 
konſtitutionelle Muſterland, das durch eine viel- 
hundertjährige Praxis zum großen Vorbild aller 
anderen nach Freiheit ſich ſehnenden Staaten wurde, 
es galt auch als der höchſte Sitz ſtaatsmänniſcher 
Weisheit, als Hort bürgerlicher und richterlicher 
Gerechtigkeit. 

Erſt ſehr nach und nach begann man große 
Korrekturen an dieſem Idealgemälde vorzunehmen, 
und mit der Zeit wurde es ſo übermalt, daß es 
uns heute als eine Karrikatur ſeines ehemaligen 
Seins erſcheint. Vornehmlich in Deutſchtand it man 
geneigt, alle engliſchen Staatsmänner für Schufte 
oder Narren auszugeben und die ganze engliſche 
Politik als eine bewußte Lüge hinzuſtellen. Dies 
ift ſelbſtverſtändlich in einem Krieg ein berechtigtes 
Urteil; denn in einem Krieg darf man ab irato 
urteilen, was im Frieden kaum geſtattet iſt. Der 
Zorn gegen unſeren ſtärkſten, gefährlichſten und haß⸗ 
erfüllteſten Feind ſtieg ſoweit, daß er ſich zu dem 
Ruf „Gott ſtrafe England“ verdichtete und daß es 
wohl möglich iſt, für lange Zeit nach dem Kriege 
noch alle Bande abgeſchnitten zu ſehen, die gerz 
maniſche und angelſächſiſche Kultur ſonſt ver⸗ 
banden. 

Es gehört Mut dazu, heute anders wie vom 
Standpunkt der Feindſchaſt aus über Englands 
Staatsmänner zu ſchreiben. Vor mir liegt ein 
kleines Buch, eines der Ullſteinbücher aus der Serie 
„Männer und Völker“, das den Titel trägt: „Eng⸗ 


liſche Staatsmänner“ von Sil-Vara. Es enthält 
kurze Porträtſkizzen der Männer, die heute die 
Geſchicke Groß-Britanniens in der Hand haben und 
deren Namen wir täglich auch in deutſchen Zeitungen 
leſen. Aber was dem erfahrenen Poliifer längſt 
bekannt war, war bisher der großen Maſſe unſeres 
Volkes verfchleiert, der Umſtand nämlich, daß alle 
dieſe Männer, die wir mit berechtigtem Zorn als 
unſere Gegner behandeln, große Gegner ſind, und 
nicht die lächerlichen Figuren, für die fie gemein- 
hin bei uns ausgegeben werden. Wir ahnen ja 
eigentlich nichts von dem Weſen der Politiker, die 
auf der Gegenſeite als Führer ſtehen; denn was 
unſere Botſchaſterberichte enthalten, wiſſen wir nicht, 
und ob fie das richtige enthalten, ijt immerhin auch 
noch die Frage. Es gist aber nichts verſehlteres, als 
ſeine Gegner zu unterſchätzen und ihnen Gaben und 
Kraft abzuſprechen, die ſie beſitzen. Wir wiſſen 
heute, daß wir über Englands Heer uns getäuſcht 
haben, ebenſo über Englands organiſatoriſche Be— 
gabung und über das zielbewußte, vor nichts zu— 
rückſchreckendem Handeln engliſcher Staatsmänner. 
Wir verdammen es ſchlechthin, wenn wir von ihm 
reden, als ſittenlos. Aber da wir uns in einem 
Kampf befinden, der ſich ſo zugeſpitzt hat, daß es 
ſcheint, es handelt fidh für beide Teile um Sein 
oder Nichtſein, ſo muß man ſich fragen, ob vom 
engliſchen Standpunkt aus dies Handeln das gleiche 
Beiwort verdient und ob nicht manchen unſerer 
Staatsmänner zu wünſchen wäre, ſie handelten 
ebenſo rückſichtslos für uns, wie es ihre engliſchen 
Kollegen für England tun. 

Vornehmlich erfahren wir eines, daß alle dieſe 
Männer, wie fie auch heißen mögen, ob fie 
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Ariſtokraten reinſten Waſſers ſind oder nicht, ein 
Leben der härteſten Arbeit und der größten Mühen 
hinter ſich haben, daß ſie, ob ſie Selfmademan 
ſind oder nicht, ob ſie im Gegenteil die ſorgfältigſte 
und formvollendetſte Bildung erhalten haben, ſich 
eine Unſumme von Kenntniſſen erwarben, theo— 
retiſchen wie praktiſchen. Wohl möglich, daß ſich 
dieſe Kenntniſſe zunächſt bei vielen nur auf ihr 
eigenes Land und ſeine Kolonien bezogen, aber 
gerade dieſe Beſchränkung machte ſie befähigt, mit 
hartem Egoismus, ohne auf die Intereſſen fremder 
Völker zu achten, die Geſchäfte ihres Landes zu 
beſorgen. 

Was hat nicht alles Miſter Asquith, den wir 
nur als einen brutalen und größenwahnſinnigen 
Wann kennen, an ſozialer Arbeit geleiſtet. Ihm, 
und ſeinem Klienten, den er ehemals verteidigte, 
John Burns, iſt es zu verdanken, daß die engliſche 
Sozialgeſetzgebung zu neuer Blüte gelangte. Und 
denken wir der Tatkraft, die Joſef Chamberlain, 
der fo ſpät in eine wechſelreiche Laufbahn der hohen 
Politik erft eintrat, zuvor für die Vaterſtadt Bir- 
mingham aufgewendet hat, der er eine Muſterver— 
waltung gab, er, der Sohn des kleinen Schuh— 
fabrikanten, der alles aus ſich ſelbſt gelernt. Wir 
dürfen auch nicht vergeſſen, daß der hungernde 
Waliſer Schulmeiſtersſohn Lloyd George, der noch 
als Rechtsanwalt jo arm war, daß er ſich keine 
Robe kaufen konnte, um vor Gericht zu plaidieren, 
der Mann war, der die größte Parteiumwälzung 
in England hervorgebracht hat und der die Privi- 
legien des Oberhauſes zu Fall brachte. Er und der 
ſchlichte John Redmond haben auch die Homerule— 
frage nicht ruhen laſſen und ſie unmittelbar vor 
dem Krieg faſt zur Entſcheidung ſchon gebracht. 

Auch der Führer der Oppoſition Bonar Law, 
der Leiter der Konſervativen, iſt kein Ariſtokrat, 
ſondern war Kaufmann und Induſtrieller. Seine 
Kenntniſſe, die er ſich in dieſen Berufen erworben 
hatte, machten ihn doppelt fähig für ſeine ſtaats⸗ 
männiſche Laufbahn. 

Man wird es verſtehen, wenn wir mit einem 
von Neid nicht ganz freien Gefühl dieſen Demo⸗ 
kratismus der Laufbahnen betrachten, in der der 
Tüchtige trotz aller Hemmungen zu einem wirk⸗ 
lichen großen Ziel gelangen kann. In der Beziehung 
können wir mancherlei von England lernen! And 
man wird es auch begreifen, wenn wir die 
Summe von Erfahrungen zuſammenrechnen, die 
dieſe und andere Männer ſich erworben haben, — 
warum das individualiſtiſche England trotz alledem 
in dieſem Krieg eine organiſatoriſche Kraft ent⸗ 
wickelte, die zu unterſchätzen, unſer größter Fehler 
wäre. 

Und ſehen wir uns nun die Ariſtokraten an. 
Winſton Churchill kennen wir nur als einen Prahl⸗ 
hans und ein Großmaul. Dieſer Prahlhans, von 
dem unſere Zeitungen nur mit Spott berichteten, 
als er „Soldat“ wurde, hat vorher ſchon in ſoundſo 
viel Feldzügen in allen Erdteilen tapfer gekämpft, 
und das hätte man doch eigentlich wiſſen ſollen! Er 


war zugleich der genialſte Zeitungsſchreiber, den 
England je geſehen: Offizier und Reporter in einer 
Perſon. Dabei beſeelt von einem unabläſſigen Taten⸗ 
drang, der häufig auf Abwege führte, mitunter aber 
für ſein Land auch ſehr Erſprießliches im Gefolge 
hatte. 

Und dann der Vornehmſte der Vornehmen: 
Lord Roſeberry. In Eton, der berühmteſten Public⸗ 
ſchule vorſichtig ausgebildet, dann auf Chriſt⸗College, 
das ebenſo wie Balliol-College die Brutſtätte 
großer Staatsmänner ward, auf der bedachtſam 
Lehrer, wie in Eton, ſchon die Talente ihrer Zög— 
linge individuell behandelten, trat er allzu früh 
die große Erbſchaft, die ihn in das Oberhaus brachte, 
an, und der größte Kummer dieſes gebildetſten aller 
engliſchen Ariſtokraten blieb ſtets, daß er im Ober 
haus und nicht im Unterhaus ſaß. Er hat dies 
nie verwunden, er ſehnte ſich nach größerer Frei- 
heit, als fein Stand jie ihm gab. Und es ift be- 
zeichnend für ſeinen Geiſt, daß er ſich in eine 
Stadtverwaltung wählen ließ, um fruchtbarer für 
die Gemeinſchaft wirken zu können! 

Vielleicht nur auf Lord Curzon und Miſter 
Balfour paßt der Begriff, den wir uns von engliſchen 
Ariſtokraten machen, wobei wir aber nicht überſehen 
dürfen, welche Tüchtigkeit auch dieſe Männer in 
ihren Aemtern bewährten. Und wenn wir es wieder 
leſen, was auch der großen Menge unſeres Volkes 
nicht bewußt iſt, daß man in dem praktiſchen Eng⸗ 
land Sir Edward, den heutigen Lord Grey, für 
den größten Diplomaten ſeit Disraeli hält, ſo wird 
dies zwar nicht unſer Urteil über das Verhalten 
des Mannes ändern, aber doch über ſeine Bedeutung. 

* * * 

Wenn wir trotz alledem die engliſche Politik, 
obwohl ſie die zielbewußteſte und rückſichtsloſeſte iſt, 
die es außer der römiſchen in der Weltgeſchichte 
gegeben hat, heute nicht mehr verſtehen, heute da 
Staatsmänner und Politiker von dem Können, wie 
wir es eben geſchildert haben, ſie leiten, ſo hat das 
völkerpſychologiſche Gründe, die tiefer liegen. Auch 
der bedeutendſte Einzelne, ja ſelbſt das Genie kann 
das Nad der Geſchichte nicht rückwärts drehen. 
England iſt ſaturiert ſeit langer Zeit, und für 
ſaturierte Völker gibt es ſchließlich keinen Aufſtieg 
mehr, fte find dem Geſetz der Wandelbarkeit unter- 
worfen. Sie haben ihre Zeit gehabt, und alle 
Rieſenkraft, die fie auch noch beim nahenden Ber- 
fall beweiſen, kann ſie nicht vor dem Herabgehen 
ſchützen. Carthago hat niemals größere Leiſtungen 
als zur Zeit der Barkiden aufgewieſen, und dennoch 
war dieſe Zeit die Zeit ſeines Vergehens. Das 
Frankreich unter Napoleon J. hat ebenſo große 
Opfer wie das heutige Frankreich an Geld und 
Blut gebracht, und trotzdem konnte es ſich auf ſeiner 
Höhe nicht halten. 

England hat ſich auf ſeiner Höhe viel länger 
zu halten gewußt als die meiſten anderen Völker. 
Seit Eliſabeths Tagen iſt es zur Beherrſcherin der 
See geworden und zu der großen Handels- 


bermittlerin der Welt, dadurch bald zur Beherrſcherin 
bes größten Teiles Welt. Dabei hat es für 
dieſe ungeheure Leiſtung verhältnismäßig wenig 
Mühe aufzuwenden gebraucht, und dieſer geringe 
Kraftverbrauch mag der Grund des Anwährens 
feiner Herrſchaft geweſen fein. Das kommt aber da⸗ 
her, daß England durch ſeine inſulare Lage, die 
dabei es in die nächſte Nähe des Erdteils ſetzte, 
der die Vormacht unter ſeinesgleichen war, alle 
Vorteile des größten kontinentalen Staates hatte 
ohne deſſen Nachteile. Nicht an kriegeriſche Nach⸗ 
barn angrenzend, durch die Wellen des Meeres 
geſchützt, ſtets im Reichtum ſchwimmend, brauchte 
es nur hölzerne Schutzwände ſich zu ſchaffen und 
fand für ſie die Beſatzung in aller Herren Länder. 
In den fremden Erdteilen aber war das Unter- 
werfen unziviliſierter Völker leicht, und die 
zivilifierten europäiſchen Völker, die dort ſchon 
Beſitzungen beſaßen, behandelten den Beſitz entweder 
ſtiefmütterlich oder waren zu ſchwach, von Hauſe 
aus ihn gegen engliſche Angriffe zu ſchützen. So 
konnte Großbritannien auf beiden Hemiſphären ge= 
waltige Gebiete ſich aneignen, während europäiſche 
Großmächte ſich um Grenzdörſer rauſten. 

Dleſe inſulare Lage hat auch Englands frei⸗ 
heitliches Leben gefördert. Das Volk, das auf der 
Inſel ſaß, war nicht dem europäiſchen Feudalismus 
und dann dem europäiſchen Abſolutismus ſo leicht 
zugänglich für lange Zeiten zu machen, wie die 
kontinentalen Staaten. Die gegenſeitigen Beein⸗ 
fluſſungen dieſer aufeinander fehlten, die zugleich 
Hemmungen ſind, und ſo konnte die Evolution in 
England ſtetig vor ſich gehen, ſolange bis jie er- 
ſtarrte. Das tat ſie zu Beginn des 19. Jahrhunderts, 
und erſt die Katholikengeſetzgebung, der Kampf um 
das Wahlrecht des Unterhauſes, dem fidh ſchließlich 
der Kampf um Homerule und das Oberhaus an- 
ſchloſſen, ſchien dieſe Erſtarrung wieder beheben zu 
wollen. Doch während der Periode, in die dieſe 
Ereigniſſe fielen, hatte der Kontinent eine be— 
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ſchleunigtere Entwicklung gehabt. Staaten mit zum 
Teil weitſtehenderer ſozialer Vorausſicht, nationale 
Staaten waren groß geworden, Staaten, die zum 
Organiſieren gezwungen waren, welchen Zwang 
England, das durch ſeine ganze Entwicklung zum 
politiſchen Individualismus hingeführt wurde, nicht 
zu erdulden gehabt hatte. 

Die organiſatoriſche Kraft muß zum Schluß dem 
Individualismus die gefährlichſte Konkurrenz machen, 
und zwar auf allen Gebieten, vornehmlich auf dem 
des merkantilen Wettbewerbes. Die größte organt- 
ſatoriſche Kraft hieß Deutſchland. Wer die belgiſchen 
Geſandtſchaftsberichte aus den Jahren 1905 14 auf⸗ 
merkſam durchlieſt, wird finden, daß der rote Faden, 
der durch die geſamte engliſche Politik nicht nur 
dieſes Dezenniums, ſondern auch des vorhergehenden 
gebt, die Angſt vor der deutſchen Konkurrenz iſt, 
und daher der Gedanke, fie niederzuzwingen. Ju- 
ſulare individualiſtiſche Staatsmänner, ſo tüchtig 
ſie auch ſein mögen, kamen zunächſt auf die Idee, 
ihr eigenes Land möglichſt bei der Entſcheidung zu 
ſchonen und den Gegner durch Verbündete nieder- 
ringen zu laſſen. Die Einkreiſungspolitik, die König 
Eduard begann und Sir Edward Grey fortſetzte, 
findet ſo ihre Erklärung. Ihr Prinzip erwies ſich 
als ohnmächtig unſerer Organiſation gegenüber, und 
daher entſchloß ſich England nun ſelbſt, der Not 
gehorchend, nicht dem eigenen Trieb, zu organiſieren. 
Dank der Tatkraft, die unſere erbittertſten Feinde, 
aber großen Feinde, die Staatsmänner, die heute 
England regieren, beſitzen, gelang ihm dieſe Or— 
ganiſation weit beſſer als wir es angenommen 
hatten. Doch ſie kann nimmermehr genügen, den 
Endzweck der engliſchen Politik zu erreichen. Wie 
Carthago ſchließlich alle feine große Kraft den Bar— 
kiden zur Verfügung ſtellte, und doch nicht Rom 
niederzwingen konnte, ſo wird es dem England von 
heute gehen. Das „Zu ſpät“ läßt ſich in der Geſchichte 
micht wieder aufheben, ſelbſt wenn noch ſo arbeit— 
ſame und begabte Männer daran arbeiten. 


Huskandsſpiegel. 


Was ſoll aus Spanien werden? 

Im „Eclair“ vom 25. Auguſt ſtößt Victor Cam⸗ 
bon folgenden Notſchrei aus: Wiederum komme ich 
auf Spanien zurück. Denn aus den mir zugegan⸗ 
genen Meldungen von dort geht klar hervor, daß 
Spanien unter allen neutralen Ländern nach dem 
Kriege dasjenige ſein wird, wo Deutſchland ſeine 
induſtrielle und kommerzielle Klaue am wirkſamſten 
eingeſchlagen hat. Vor 1914 waren die größeren ſpa— 
niſchen Geſchäfte in den Händen deutſcher Firmen 
oder von Filialen dieſer Firmen; ſie waren teils 
Handelsagenten, teils beſaßen ſie Fabriken in der 
Halbinfel. Daneben gab es zahlreiche Geſellſchaften 
von jenſeits des Rheins, die zeitweiſe nach Spanien 
ihre Neiſenden ſchickten, welche ſpaniſch ſprachen und 
die lokalen Sitten genzu kannten. Automobilfabri⸗ 


kanten, einige Häuſer der chemiſchen Induſtrie und 
eine Geſellſchaft für induſtrielle Einrichtungen — 
das waren die einzigen einigermaßen bedeutenden 
Vertreter des franzöſiſchen Fabrikats. Seit dem 
Kriege haben die Spanier ſicherlich keinen über- 
mäßigen Nutzen aus dem entſprechenden Reichtum 
ihres Bodens gezogen, um daraus diejenigen Pro- 
dukte zu gewinnen, die überall fehlen, und deren 
Preis ſo furchtbar geſtiegen iſt. Zwar meldet man 
hier und dort einige Fortſchritte, die aber keines- 
wegs den vorhandenen Bedürfniffen entſprechen. 
Und forſcht man nach, auf wen die Znitiatibe dieſer 
neuen oder vermehrten Produktion zurückzuführen iſt, 
jo ift es felten, daß man nicht deutſche Unterneh- 
mungen entdeckt. Eine der hauptſächlichſten Urſachen 
dieſer verhältnismäßigen Stagnation ijt der Mangel 


an Werkzeugen, die unſere Feinde durch die Blockade 
verhindert werden, nach Spanien gelangen zu laſſen. 
Daher begnügen ſich die zahlloſen Deutſchen, die ſich 
dort niedergelaſſen haben oder von allen Punkten 
der Erde dorthin geflüchtet ſind, zunächſt damit, das 
Land zu bereiſen, den Grundſtock zu ihren zukünf⸗ 
tigen Unternehmungen zu legen, um an die 
Ausführung mit deutſchem Material unmittelbar 
nach Beendigung der Feindſeligkeiten gehen zu 
können. Die Parole aller Germanen, wo ſie auch 
immer wohnen, und welches auch immer ihr Beruf 
ſein möge, iſt eine Geſchäftigkeit, die keine Grenzen 
kennt. Spanien wird ſich alſo im Frieden in der 
Lage eines von deutſchem Element beſetzten und 
von dieſem Eindringling ausgebeuteten Landes be— 
finden. Und da die Mittel, welche dieſer Eindring⸗ 
ling daraus ziehen wird, ungeheuer ſind, da ſie 
überall fehlen werden, da dieſe Erzeugniſſe auf alle 
Märkte geworfen werden dürften, beſonders auf un— 
ſeren Markt, mit einer echt ſpaniſchen Etikette ver⸗ 
ſehen, ſo wird ſich Deutſchland auf dieſe Weiſe be— 
deutende Gewinne ſichern. Das ſind die Gewißheiten, 
die einem in die Augen ſpringen, wenn man gegen⸗ 
wärtig durch Spanien reijt. Es ſcheint nicht we- 
niger offenbar, daß Frankreich in der gleichen Zeit 
weder induſtrielle Vertretungen, noch Induſtrien ent— 
wickelt hat. Und doch war die Gelegenheit einzig, 
um dort Fuß zu faſſen. Wan erwidert entſchuldi— 
gend, daß wir jetzt nicht über das für derartige 
Operationen paſſende kommerzielle und techniſche 
Perſonal verfügen, weil dieſes Perſonal damit be- 
ſchäftigt iſt, Frankreich zu verteidigen, was zu drei 
Feſtſtellungen führt: primo, daß wir weder vor dem 
Kriege noch jetzt franzöſiſche Vertreter in Spanien 
beſaßen, die fähig wären, gegen ihre deutſchen Kon- 
kurrenten zu kämpfen; secundo, daß Deutſchland, noch 
mehr als wir ſelbſt, Männer zu ſeiner Verteidi⸗ 
cung braucht, und daß es dennoch Mittel und 
Wege gefunden hat, ſeine Verteidiger an denjenigen 
Stellen zu belaſſen, an denen ſie für Deutſchlands 
Zukunft laut deſſen politiſchen Taylorismus am 
nützlichſten ſind. Die elementarſte Logik zeigt, daß 
es uns unmöglich ſein wird, morgen auf wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiet gegen unſere Feinde anzukämpfen, 
wenn wir notoriſch minderwertige Methoden gegen- 
über denjenigen unſerer Gegner in Anwendung bringen. 

Im übrigen erſtreckt ſich unſere wirtſchaft⸗ 
liche Untätigkeit nicht nur auf Spanien, ſondern auf 
die ganze iberiſche Halbinſel. Erſt heute empfing 
ich von dem in Handelsangelegenheiten qualifizier⸗ 
teſten Geſchäftsmanne Portugals einen Brief, in 
welchem folgendes geſagt wird: „Der Verband der 
Landwirtſchaft, des Handels und der Induſtrie Por- 
tugals hat an die Vereinigung für die wirtſchaft⸗ 
liche Ausbreitung Frankreichs geſchrieben und ge⸗ 
kabelt; er hat keine Antwort bekommen. Es han⸗ 
delt ſich um die wirtſchaftliche Zuſammenarbeit der 
Verbündeten. Die italieniſch-portugieſiſchen Aus⸗ 
ſchüſſe ſind gebildet. Wir warten noch immer auf 
die Franzoſen. Es ſcheint, daß ſich Frankreich für 
die kommerzielle Vorbereitung kaum Mühe gibt.“ 
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Man kann die Vereine, Kongreſſe uſw. vervielfäl⸗ 
tigen. Wenn man fo vorgeht, dann werden die En- 
tenten jedermann nützen, außer uns. Das haben 
auch einige franzöſiſche Ingenieure voll begriffen. 
Sie haben beſchloſſen, eine große und methodiſche 
Vertretung unſerer Induſtrien in ganz Spanien zu 
organiſieren. Da fie ſchon vor dem Kriege in Spa⸗ 
nien anſäſſig waren, da ſie das Land und die Sprache 
genau kennen, jo haben fie, trotz der Mobili- 
ſierung, die einige von ihnen betroffen hat, doch 
nicht aufgehört, lebhafte Beziehungen zu dem Lande 
in der Hoffnung zu unterhalten, daß ſie nach dem 
Kriege den Verkauf und die Fabrikation mehr werden 
entwickeln können. Ihre Methode beſteht darin, 
in ihrer Hand eine gewiſſe Zahl von Produktionen, 
für welche ſie beſonders kompetent ſind, zu vereini⸗ 
gen, ſodaß ſie alſo eine Art Block von Agenturen 
bilden, um die Generalunkoſten zu verringern. 
Außerdem ſind dieſe Vertretungen ſo gewählt, daß 
jie fid für induſtrielle Inſtallationen einander er- 
gänzen können. Jede franzöſiſche Firma verſchafft 
demnach den anderen Häuſern, je nach dem Fall, 
den Gewinn aus Lieferungen, welche jene zweifellos 
ſchwerlich erhalten würden, wenn ſie ſich einzeln 
meldeten. Der Plan beſteht, auf dieſe Weiſe mecha— 
niſche, elektriſche, metallurgiſche und Wontanindu— 
ſtrien zuſammenzuſchließen. Die Erfahrung der Be— 
teiligten und ihrer Auftraggeber wird zeigen, in 
welchen Fällen man ſich darauf zu beſchränken hat, 
jenſeits der Pyrenäen franzöſiſche Erzeugniſſe zu 
verkaufen, und in welchen Fällen es vorzuziehen 
fein wird, richtige Filialen von franzöſiſchen In- 
duſtriegeſellſchaften zu begründen. Hier wird wahr- 
ſcheinlich die Rolle des neuen Bankſyſtems, das ge— 
genwärtig in zahlreichen Provinzſtädten geſchaffen 
wird, eingreifen; jenes Syſtems, das tatſächlich 
der franzöſiſchen Induſtrie Wittel verſchafft, anſtatt 
die Kapitalien dem Auslande zu liefern, wo fie da⸗ 
zu dienen, der franzöſiſchen Induſtrie Konkurrenz 
zu machen. Mit beſonderem Nachdruck lenke ich die 
Aufmerkſamkeit des Publikums zuerſt auf unſere 
ganz ungenügenden Anſtrengungen im Auslande. 
Hier handelt es ſich um ein ernſterwogenes und 
praktiſch geprüftes Programm, das für ähnliche Or- 
ganiſationen in anderen Ländern als Muſter dienen 


kann. Solche Beiſpiele ſind leider recht ſelten bei 
LTE ER a. 
„Die Wiedergeburt der chemiſchen Induſtrie 


Frankreichs“. 


Unter. dem Titel „Die Wiedergeburt unſerer 
chemiſchen Induſtrie“ veröffentlicht L. Houllevigne im 
„Temps“ folgende Arbeit: Zahlloſe und mächtige 
Fabriken ſind in der Nähe von Paris aus dem 
Boden gewachſen, in der Lyoner Gegend, ja ſelbſt 
in der Einöde von La Crau, um die Säuren, das 
Pulver und die Sprengſtoffe, die wir brauchen, Herz 
zuſtellen. Im Frieden wird man ſie ſchließen oder 
ſie benutzen müſſen. Die zweite Löſung iſt die⸗ 
jenige, auf welche wir alle unſere Bemühungen kon⸗ 
zentrieren müſſen, weil ſie, zum doppelten Nutzen 


des Staates und der Privaten, die intenfive Arbeit 
der letzten beiden Jahre ſich zunutze macht. Uebri⸗ 
gens bietet ſie bei weitem micht die Schwierigkeiten, 
die gewiſſe Leute ſich einbilden. Exploſivſtoffe 
oder Farben und künſtliche Parfüms herſtellen, iſt 
faſt ein und dasſelbe. Die Teerinduſtrie bildet 
einen Block. Dasſelbe Perſonal kann in derſelben 
Fabrik mit denſelben Produkten rauchloſes Pulver 
oder künſtliche Seide, Trinitrotoluol und Welinit 
oder Anilin und Nitrobenzin herſtellen. Es kann 
ſich ebenſo leicht der Fabrikation photographiſcher 
Erzeugniſſe widmen, wie der Herſtellung der zahlloſen 
pharmazeutiſchen Spezialitäten. So kann man im 
Handumdrehen unſere Kriegsfabriken in Friedens- 
fabriken verwandeln und umgekehrt, wie die Deutſchen 
im Jahre 1914 ihre Friedensfabriken in Kriegsfabriken 
verwandelt haben. Sie haben uns ba eine Lektion 
erteilt, die wir teuer genug bezahlt haben, um ſie 
wieder zu vergeſſen. Und wir wollen die Gewähr 
dafür haben, den Frieden zu bewahren; die ſicherſte 
Garantie iſt immer noch diejenige, bereit zu ſein, 
uns zu verteidigen. Wir haben alſo die Pflicht, 
alle unſere chemiſchen Fabriken offen und am Leben 
zu erhalten — mit dem techniſchen Perſonal, das 
bei dem erſten Waffenlärm mobiliſiert werden kann. 
Und da der nationale Markt, noch auf lange Zeit 
hinaus, nicht breit genug fein wird, um allen Fa- 
briken das Leben zu ſichern, ſo müſſen wir chemiſche 
Produkte exportieren und bei den Neutralen die 
Kundſchaft wiedergewinnen, die Deutſchland ſich an⸗ 
geeignet hatte. All das ift nicht etwa die Ent- 
wickelung eines aggreſſiven und verheerenden Nativ- 
nalismus, es iſt die berechtigte Klugheit eines Volkes, 
das, nachdem es in ſeinem menſchenfreundlichen 
Traume beinahe erwürgt wurde, nunmehr ſeine Haut 
und ſeine Knochen ſchützen will. Wir ſind uns alſo 
über das, was wünſchenswert iſt, völlig einig. Sind 
wir aber fähig, Deutſchland ſeine Vorherrſchaft, die 
es ſeinen natürlichen Hilfsmitteln und 30 Jahre 
langen Anſtrengungen verdankt, zu entreißen? Wir 
können es, wenn wir verſtehen, uns zu organi- 
jieren. Wir haben feit dem Kriege Rohſtoffe, Fa- 
briken, techniſches Perſonal. Wir werden nach dem 
Siege die Achtung derjenigen Neutralen beſitzen, die 
uns ihre ſympathiſche Bewunderung (Achtung! — 
ſympathiſche Bewunderung!) noch nicht zu teil werden 
ließen. Es fehlt uns nur noch, unſere Bemühungen 
zu vereinigen auf das gemeinſame Ziel hin. Ich 
drücke mich ſchlecht aus: Die Einigkeit ſelbſt fehlt 
uns gar nicht mehr, und das iſt die große Neuigkeit, 
die ich meinen Leſern mitteilen wollte, vorausgeſetzt, 
daß ſie ſie noch nicht kannten. Sie haben zweifel⸗ 
los geleſen, daß der Handelsminiſter, in ſeinem 
Eifer für das öffentliche Wohl, unter ſeinem Vor⸗ 
ſitz eine „Kommiſſion der Farbeninduſtrie“ ins 
Leben gerufen hat. Sie vereinigt hohe Perſönlich⸗ 
keiten mit anerkannten Autoritäten. Zweck dieſer 
Kommiſſion iſt es, wie es ſcheint, „die Wittel zu 
ſtudieren, um eine Organiſation zu ſchaffen, welche 
die Begründung und Entwickelung einer nationalen 
Farbeninduſtrie erleichtert“. Ein ſo energiſches Pro⸗ 
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gramm erfüllt mich in bezug auf die Arbeit dieſer 
Kommiſſion mit großen Hoffnungen. Ich erwarte in 
2—3 Jahren einen umfangreichen und gründlichen 
Bericht von ihr. Es ſcheint aber, daß Induſtrielle, 
Geſchäftsleute, die den Wunſch haben, vor dem Jahre 
2000 zum Leben zu kommen, die Initiative er- 
griffen und ein „Nationalſyndikat für die Farben⸗ 
induſtrie“ gegründet haben, deffen Zweck es ift, 
nicht die Wittel zu ſtudieren, um eine Organiſation zu 
ſchaffen, welche ... uſw., ſondern diefe Organiſation 
ſelbſt ins Leben zu rufen. Ich habe die Liſten der 
Veranſtalter dieſer großen nationalen Bewegung vor 
mir. Ich finde daſelbſt mit Freude die größten 
Namen unferer Juduſtrie, von den Kohlen- und 
metallurgiſchen Geſellſchaften, welche das Rohprodukt 
herſtellen, bis zu den Färbereien, den Papeterien, 
den Textilfabriken, welche die Farbenerzeugniſſe be— 
nutzen. Ich möchte diefe Namen nennen, um zu 
zeigen, bis zu welchem Punkte diefe beiden Kampf- 
jahre unſer Frankreich gereift und den Burgfrieden 
in denjenigen Kreiſen verlängert haben, die bisher 
an die Vivalitäten der Konkurrenz gewöhnt waren. 
Aber es ſind ihrer zu viele. Weſentlich iſt, daß ſie 
die Hoffnung haben, in ihrem nationalen Werke alle 
lebenden Kräfte des Landes zu vereinigen. Schon 
kommen, neben der Pariſer Gegend, Lyon, Saint— 
Etienne, Roanne, Annonay auf den erſten Ruf und 
bringen ihre ganze Energie und Initiative mit. 
Ich bin darüber keineswegs erſtaunt, denn die große 
Lyoner Induſtrie iſt ja an weiten Blick und ſchnelle 
Entſchlüſſe gewöhnt. Im übrigen hat der Bürger— 
meiſter von Lyon, Herr Herriot, in Perſon mitge— 
holfen und nicht lange Zeit gebraucht, um den zer- 
ſtreuten Staub des guten Willens zu amalgamieren. 
Er ſelbſt hat kürzlich ſein Vertrauen in den Erfolg 
ausgeſprochen: „Ich ſagte vor einigen Wochen: Ver— 
ſtehen wir nicht, das wiſſenſchaftliche und indu— 
ſtrielle Kapital zu vereinigen, das nötig iſt, um ein 
großes Unternehmen chemiſcher Produkte ins Leben 
zu rufen, ſo wird morgen unſere Färberei, unſere 
Parfümerie, unſere Sprengſtoffinduſtrie unter die 
Abhängigkeit der deutſchen chemiſchen Induſtrie ge— 
raten. Heute iſt dieſes große Unternehmen, das 
ich kaum zu träumen wagte, im Begriff, eine Wirt- 
lichkeit zu werden. Die Kriegsfabriken werden ihre 
Arbeit nicht aufgeben. Dank unſerem nationalen 
Unternehmen für chemiſche Produkte, werden ſie 
weiter produzieren. Hunderttauſende von Arbeitern 
werden ihre Löhne behalten. Und die Fabriken, die 
heute den Tod fabrizieren, werden es morgen ermög— 
lichen, daß Frankreich im Frieden viel mächtiger ſein 
wird.“ Wan ſieht klar, welches das angeſtrebte 
Ziel ift: Unſere Farbenfabriken derart zuſammenzu⸗ 
ſchließen, daß, während jede einzelne ihre Gelbitän- 
digkeit bewahrt, alle zuſammen gegenüber dem Käufer 
einen Block bilden, indem ſie die Geſamtheit der 
Produkte unſerer Fabrikation dem Publikum zur 
Verfügung ſtellen. 
„Bauen wir Schiffe!“ 

So lautet die Loſung, mit der das bekannte 

Mitglied des Inſtituts Raphael⸗Georges 


Levy im „Petit Journal“ vom 26. Auguft folgenden 
Artikel veröffentlicht: Man rüſtet ſich für die Zeit 
nach dem Kriege! Und wie hat man Recht! Oeko⸗ 
nomiſche, interparlamentariſche, intergouvernementale 
Konferenzen verſammeln ſich und beraten über den 
Plan einer kombinierten Aktion der Verbündeten 
auf kommerziellem und induſtriellem Gebiet. Man 
ſucht nach dem Wittel, mit unſeren Freunden und 
Neutralen den Austauſch zu vervielfältigen. Ver⸗ 
geſſen wir aber nicht, daß die erſte Bedingung inter⸗ 
nationaler Beziehungen das Vorhandenſein von den 
Bedürfniſſen entſprechenden Transportmitteln iſt. 
Die Eiſenbahnen kommen nur für unſere Trans⸗ 
porte nach den Ländern unſerer Nachbarn — Bel- 
gien, Schweiz, Italien, Spanien — oder für unſere 
Importe von dort in Betracht. Der Reit unſeres 
Handels geht im weſentlichen über das Meer und 
wird in Zukunft dieſen Weg noch ausgiebiger be— 
nutzen. Denn wir werden verſuchen, uns von der 
Verpflichtung, die deutſchen und öſterreichiſchen 
Schienen für die Verwendung von für die orienta— 
liſchen Länder beſtimmten Waren zu befreien. Schon 
iſt ein Projekt aufgetaucht, welches neue Dampfer⸗ 
linien zwiſchen unſeren Häfen im Kanal und im 
Norden und den ruſſiſchen Oſtſeehäfen ſchaffen will. 
Nach dem Kriege werden wir ſchnelle Dampfer be— 
ſitzen, die Le Havre, Boulogne, Dunkerque mit Libau, 
Riga und Petersburg verbinden. Wir brauchen 
eine mächtige, zahlreiche Handelsflotte, die bereit 
iſt, ſich unſeren Kaufleuten zur Verfügung zu 
ſtellen, die Produkte unſerer Induſtrie durch die 
Welt zu tragen und uns dagegen die Nohſtoffe 
oder anderen Waren, die wir brauchen, zu bringen. 
Schon vor dem Kriege war unſere Handelsflotte 
kaum ausreichend. Eine ſehr große Zahl von Han- 
delsſchiffen iſt vom Staate requiriert worden, der ſie 
ununterbrochen arbeiten läßt. Die Einheiten, die 
den Geſellſchaften und Needern zur Verfügung ge- 
blieben ſind, fahren unaufhörlich. Alle dieſe Schiffe 
werden bei Beendigung der Feindſeligkeiten müde 
fein und Reparaturen benötigen. Was wird nun 
während dieſer Zeit aus der Handelsflotte unſerer 
Feinde? Zum Zeil iſt ſie in den deutſchen Häfen 
blockiert, 3. T. in denen der neutralen Länder, wie 
3. B. in den Vereinigten Staaten, wo ſie nicht 


Es iſt bekanntlich nicht alles Gold was glänzt. 
Das alte Sprüchwort erlangt wieder eine unge- 
wohnte Bedeutung, wenn man die eigenartigen Gold⸗ 
Transaktionen unſerer famoſen Gegner einmal unter 
die fachmänniſche Lupe nimmt, wie dies in einem, 
ausgezeichnet und klar geſchriebenen Artikel. 


Der Goldſchwindel der Entente 


in der „Rheiniſch-Weſt fäliſchen 3 eitu ng“ 
(13. September) geſchieht. Der ungenannte Verfaſſer 
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herauszufahren wagt, da die engliſchen und fran⸗ 
zöſiſchen Geſchwader in allen Weltmeeren gute Wacht 
halten. Dieſe während des Krieges immobiliſierten 
Dampfer werden, wenn der Krieg vorüber iſt, wieder 
verfügbar und ſind bereit, unter ausgezeichneten Be⸗ 
dingungen wieder das Weer zu befahren, da ſie ja 
nicht, wie unſere Schiffe, havariert oder abgebraucht 
ſind. Die Deutſchen werden alſo, von einem Tage 
zum anderen, nicht nur ihre Schiffe wieder zur 
Verfügung haben — nein, fie find augenblicklich da- 
mit beſchäftigt, deren Zahl noch zu erhöhen. Die 
1 300 000 Tonnen, die ihnen fortgenommen oder von 
uns und unſeren Verbündeten zerſtört worden ſind, 
werden erſetzt. In der Stunde, wo der Wirtſchafts— 
kampf den militäriſchen Kämpfen folgen wird, werden 
unſere Gegner mit einer Flotte daſtehen, die Ein- 
heiten beſitzt, wie der „Bismarck“ von 56000 Tonnen. 
Wir müſſen die Macht, die dieſe Lage ihnen geben 
wird, anerkennen und ſchon heute die notwendigen 
Maßnahmen ergreifen. Die dringendſte iſt der Bau 
von Schiffen. Wir haben Werften auf den Küſten 
des Wittelmeers und des Ozeans. Wir haben dort 
Arbeiter, darunter Gefangene, deren Zahl täglich 
wächſt. Die Anſtrengung, die es zu machen gilt, 
beſteht darin, fih die erforderlichen Rohſtoffe oder 
Halbfabrikate ſchnell zu beſchaffen. In normalen 
Zeiten liegt dieſe Aufgabe ihnen allein ob. Heute, 
wo die Regierung, direkt oder indirekt, eine Menge 
von Betrieben, und Waren monopoliſiert hat, muß 
ſie eingreifen. Möge ſie die Mittel, über die ſie 
verfügt, den Werften zur Verfügung ſtellen, damit 
ſie ihre Tätigkeit verdoppeln können. Die Deutſchen 
haben die 5 Millionen Tonnen, auf welche ſich 
ihre Handelsflotte im Juli 1914 belief, wieder her— 
geſtellt. Halten wir uns dieſe Ziffer vor Augen 
und ziehen wir daraus die notwendigen Schluß— 
folgerungen. Wir haben jetzt mit den Engländern 
die militäriſche Herrſchaft über die Meere. Ver— 
geſſen wir aber nicht, daß die britiſche Handels- 
marine, die einſt diejenige unſerer gemeinſamen 
Feinde um das Dreifache überragte, bald nur noch 
doppelt ſo groß ſein wird. Verlieren wir keinen 
Tag, um unſere Handelsflotte zu vergrößern, deren 
Rolle ſchon beträchtlich ift, die aber in Zukunft noch 
viel bedeutender fein wird. Bauen wir Schiffe! , 


Revue der Preſſe. 


unterzieht die Goldverſchiebungen von (milde aus⸗ 
gedrückt) ungewöhnlicher Form einer eingehenden 
Beleuchtung und weiſt überzeugend an der Hand des 
tatſächlichen Materials nach, daß das angeblich vor- 
handene Gold dieſer Ententeſtaaten, insbeſondere 
Englands, nur äußerlich in den Buchungen vor- 
handen iſt, ein patriotiſcher Betrug, der einmal 
niedriger gehängt werden ſoll. Dabei ſpielt das 
„Gold im Auslande“ eine bedeutſame Rolle. Yn- 
tereſſant ſind folgende Ausführungen. Frankreich 


gibt neuerdings, weil alle Goldreſerven der Entente 
offenbar erſchöpft ſind, ſein ſorgſam gehütetes Staats⸗ 
bankgold her, trotz der Auftürmung einer Bank- 
notenausgabe von 16,42 Williarden Fres. am 31. 
Auguft 1916. Zum erſten Wale erſchien nun in 
den Ausweiſen der Bank von Frankreich der 
Poſten „Gold im Ausland“ am 8. Juni d. J. mit 
69 Millionen Fres. Er entwickelte ſich dahin, daß 
Ende Juni 271 Mill. und Ende Auguft 574 (t) 
Mill. Fred, angegeben wurden. Ganz analog meldete 
dann London in den beiden letzten Monaten die 
entſprechend ſtarken Goldzuflüſſe aus Paris. In 
der Bank von England befindet fih nunmehr außer- 
dem noch ruſſiſches, belgiſches, indiſches, ägyptiſches, 
kanadiſches (und wahrſcheinlich auch italieniſches) 
Gold. Demnach müßte England buchſtäblich im 
Golde ſchwimmen; denn die Kaſſen der Bank von 
England borgen bezieh. ſchulden der ruſſiſchen Bank 
AAAS Millionen Mark und der Bank von Frant- 
reich 460 Millionen Mark. Einſchließlich der nicht 
nachweisbaren italieniſchen, belgiſchen uſw. Beträge. 
ſuchen Gold und Goldforderungen von weit über 
5 Milliarden Mark Deckung in den Schätzen der 
Bank von England. Die Barvorräte (faſt aus⸗ 
ſchließlich Gold!) betrugen aber am 31. Auguſt d. F. 
ein weniges mehr über 56 Willionen Pfd. Sterling 
und nur etwas über eine Milliarde Gold. Dem- 
gemäß iſt das Gold bei den enormen Verpflichtungen 
nach dem Auslande gar nicht in den Kaſſen des 
„Weltbankiers“ zu halten, es geht in alle neutralen 
Winde. Rußland, Frankreich, Italien uſw. mit ihren 
papierenen Banknotentürmen haben längſt nicht 
mehr das goldene Fundament. Hieran knüpft der 
Verfaſſer noch einige zu beachtende Folgerungen. 
Europa, ſagt er, konnte dieſen Krieg nicht ſo lange 
ausdehnen, ohne daß der eine Teil bankerott wurde. 
Genau aber, wie längſt bankerotte Geſchäfte, können 
auch bankerotte Staaten den Krieg fortſetzen. Im 
vorliegenden Falle wird erſt der Frieden die klare 
Bilanzwahrheit und damit ein Ende mit Schrecken 
bringen. Es müſſe jeder, der ſich in dieſen Ziffern 
auskennt, lachen über die Torheit derer, die noch 
von einem „Frieden auf mittlerer Baſis“ träumen. 
Die Sanierung des Kriegsunternehmens der Entente 
könne überhaupt nie oder nur über „unjeren 
finanziellen Leichnam“ hinweg erfolgen. Die klugen 
Leute auf der Gegenſeite wüßten das auch längſt 
und fo ergäbe fih eine Erklärung für die Fort- 
dauer des Krieges! — 

Die große Nachfrage nach Schiffsraum und 
weiterhin das Unvermögen Englands, ausländiſche 
Aufträge in genügendem Maße auszuführen, hat 
eine 


Aeberhäufung der amerikaniſchen Schiffswerften 
mit Aufträgen 


zur Folge, wie die „Deutſche Tageszeitung“ 
(13. September) nach einer Meldung der „Central 
News“ mitteilt. Es haben ſich in Amerika ver⸗ 
ſchiedene Geſellſchaften mit Hunderten von Millionen 
Dollar zur Gründung von Schiffswerften gebildet, 
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zu hören, zumal wenn von 


und es mußte, da Nord-Amerika der Nachfrage 
nicht hätte genügen können, ſelbſt Süd-Amerika 
hierzu herangezogen werden. Aber auch in den 


anderen Ländern beginnt ſich's zu regen, man 
ſieht ein gewaltiges Geſchäft winken, das man ſich 
nicht entgehen laſſen dürfe. So hat z. B. Japan 
ſeine Schiffsarbeiter von 12 000 auf 30 000 vermehrt, 
und ſogar China hat ſich dem Schiffsbau energiſch 
zugewendet. 
Wie 
die Welttonnage nach dem Kriege 


ausſehen wird, verrät nach einer Mitteilung der 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
(18. September) das däniſche Blatt „Fyew Stifts⸗ 
tidende“ bei einer Unterſuchung der gewaltigen Kurs- 
ſteigerungen der däniſchen Schiffahrtsaktien. In 
den Börſenkreiſen werde damit gerechnet, daß auch 
nach dem Kriege der Schiffsraummangel anhalten 
wird. Aber die Verringerung ſei viel kleiner, als 
gewöhnlich angenommen werde. Vergleiche man 
(nach Lloyds Regiſter für 1916) den Tonnagebeſtand 
vom 30. Juni 1914 und den am 30, Juni 1916, fo 
findet fih eine Abnahme des engliſchen Gchiffe- 
raums um etwa 60 000 t Brutto, des franzöſiſchen 
um etwa 70 000 t. Dagegen hat ſich die italieniſche 
und ruſſiſche Tonnage um etwa je 25 000 t erhöht. 
Der Beſitzſtand der Verbandsmächte beträgt zirka 
27 Will. t, der Mittelmächte 5 Will., der neutralen 
Staaten 13 Mill. Der geſamte Weltſchiffsraum habe 
vor zwei Jahren etwa 45,4 Will. t betragen, und 
fei jetzt auf 45,2 Will. zu ſchätzen. Die Verringerung 
iſt demnach alſo verhältnismäßig gering, was auf 
einen ſtarken Neubau ſchließen läßt. Während des 
Krieges ſeien an Neubauten und Bauablieferungen 
(im erſten Halbjahr 1917) zuſammen 8,3 Will. t ein⸗ 
zuſtellen. Bei bleibenden Schiffsverluſten würde der 
normale Verluſt während des Krieges etwa 7,9 Will. 
Tonnen betragen. Es würde demnach alſo der 
Schiffsraum bei Kriegsſchluß faſt genau ſo hoch ſein 
wie vor dem Kriege. Deshalb werde man nach 
dem Kriege auch nicht von einem Schiffsraummangel 
ſprechen können. (Es iſt nicht klar, ob hierbei auch die 
auf den deutſchen Werften gebauten Schiffe mit 
etubezogen worden find). 

Vom Standpunkte der Staatsraiſon wie dem 
des kaufmänniſchen Lebens iſt man für die künftige 
Beibehaltung der Sommerzeit kräftig eingetreten. Da 
lohnt es ſich auch, einmal eine gegneriſche Stimme 
einem bisher noch 
nicht genügend beachteten Grunde aus wichkige 
Argumente gegen die Sommerzeit beigebracht worden. 
Es ſchreibt Herr Prof. Dr. K. Dove (Freiburg i. Br.) 
im „Tag“ (14. September) über 


Sommerzeit und Geſundheitspflege 


und macht dabei u. E. mit vollkommenem Recht 
darauf aufmerkſam, daß gerade für die großen 
Städte die Einführung der Sommerzeit das Gegen- 
teil eines hygieniſchen Nutzens bedeute. Die Eigen⸗ 
art unſeres Klimas macht ſich in der Großſtadt viel 


unangenehmer bermerkbar als auf dem Lande, weil 
die durch die Sonne hervorgerufene natürlich 
Heizung der ſteinernen Maſſen auch noch in der 
Zeit nach ſieben Uhr abends anhält. Die Stein⸗ 
mauern ſtrahlen dann eben noch weiterhin die auf- 
geſpeicherte Hitze aus, womit ſich natürlich die 
Gefahren einer geſundheitsſchädlichen Hitze ſteigern. 
Wird der Städter nun nach der neuen Zeitrechnung 
gezwungen, anſtatt die kühleren Abendſtunden zu 
einer entſprechenden Erholung des Körpers benützen 
zu können, eine Stunde früher ſchlafen zu gehen, 
weil er eine Stunde früher aufſtehen muß, ſo wird 
man die hygieniſchen Nachteile dieſer Lebensart 
nicht unterſchätzen dürfen. Auf Grund geſundheit⸗ 
licher Erwägungen müßte man im Sommer die 
Stunde des erſten Schlafes gerade hinausſchieben. Der 
Einwand der Lichterſparnis fei kein glücklicher; denn, 
was nach kaufmänniſcher Rechnung wirklich dadurch 
erreicht werde, das gehe auf der anderen Seite an 
Volkskraft und an der fo ungeheuer 
wichtigen Geſundheit unſerer Kinder 
wieder hundertfach verloren. Wollte man etwa be- 
haupten, daß nach den Ergebniſſen dieſes Sommers 
die Folgen der Neuerung gar nicht ſo ſchlimm ſeien, 
fo fei dies ein ganz unzuverläſſiges und verkehrtes 
Argument; denn der letzte, außergewöhnlich kühle 
Sommer laſſe gerade keine Rückſchläge auf die vors 
hin erwähnte größere Hitzegefahr zu. Man wird 
zugeben müſſen, daß in der Tat, wenigſtens für 
die Großſtadt, dieſe Ausführungen Prof. Doves zu⸗ 
treffen; fie ſollten daher nicht unbeachtet bleiben. 
Man hat vielfach darauf hingewieſen, daß die 
Strafen für den überhandnehmenden Kriegswucher 
viel zu milde durch die Zivilgerichte angeſetzt werden, 
und erſt ſeit kurzer Zeit iſt hierin ein Wandel ge⸗ 
ſchehen, wenigſtens ſoweit einige kraſſe Fälle in Bez 
tracht kommen. Unter Umſtänden, wenn eben gar 
nichts mehr hilft und ſelbſt hohe Strafen nicht die 
gewünſchte Wirkung erzielen, dann ruft man eine 
ſtrengere Inſtanz an, die vermöge ihrer Gewalt dem 
Uebel noch ganz anders auf den Leib rücken kann. 
Ein ſolcher Fall wird der „Volkszeitung“ (16. 
September) aus Bayern gemeldet. Dirt ſind 


militäriſche Maßnahmen gegen den 
Kriegswucher 


dahin getroffen worden, daß alle unzuverläſſigen Pers 
ſonen vom Handel ferngehalten und alle Bezirks⸗ 
verwaltungsbehörden angewieſen werden, über jeden 
Fall von Kriegswucher und andere unlautere 
Machenſchaften an das ſtellvertretende Generalkom⸗ 
mando des I, Bayriſchen Armeekorps zu berichten. 
In allen dieſen Fällen wird die Militärbehörde nach 
ihrer eigenen Erklärung rückſichtslos vorgehen und 
ſehr harte Strafen (Schließung der Geſchäfte, Ueber- 
weiſung der vorhandenen Vorräte an die Gemeinde⸗ 
verbände, öffentliche Brandmarkung in der Preſſe) 
verhängen. Zwar ſollen die davon betroffenen Ge⸗ 
ſchäfte nach drei Monaten wieder eröffnet werden 
können, aber das Generalkommando macht ſchon jetzt 
darauf aufmerkſam, daß eine ſolche Wiedereröffnungs⸗ 
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erlaubnis kaum gewährt werden wird. Die Herren 
Wucherer haben es ſich ſelbſt zuzuſchreiben, daß 


Derartig ſtrenge Maßregeln gegen fie ergriffen wer⸗ 


N h toll getrieben. 


den; denn fie haben es allerdings ein bißchen zu 


Was aber im Bapriſchen Staate mit 
iniger Energie wie übrigens ſchon mehrfach er= 


reicht werden konnte, das ſollte dem übrigen Deutſch⸗ 
land wohl nicht unerreichbar fein. — 


In der Frankfurter Zeitung (20. Sep⸗ 
tember) veröffentlicht Dr. Romper (Mainz) eine inter⸗ 
eſſante Studie über die 


wirtſchaftliche Hochkonjunktur der deutſchen Kriegs- 
induſtrie. 


Er betont ganz naturgemäß die außerordentlich reiche 
Verdienſtmöglichkeit gewiſſer Induſtriegeſellſchaften 
und führt dafür den ſchlagendſten Beweis durch An- 
führung der Spannungen der Kriegsgewinne und 
der Dividenden in den Jahren 1913. 1915. Bei den 
bekannten Waffen- und Munitionsfabriken hat fid 
der Kriegsgewinn verdoppelt und verdreifacht. Die 
Stahlwerke, Elektrizitätsgeſellſchaſtenn Maſchinen⸗ 
fabriken uſw. ſtehen in gleicher Verfaſſung da und 
Divitendenfteigerungen von 5 auf 29% find nichts 
ſeltenes. Die glänzendſten Ergebniſſe haben natürlich 
die reinen Stahlwerke, das Krefelder 3. B. konnte 
feinen Reingewinn verfünffachen. Daß die großen 
Kanonen⸗ und Munitionsfabriken von Krupp und 
Erhard hervorragend günſtig abſchneiden, tft ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Selbſt kleinere Unternehmungen wie 
z. B. das Gasapparat⸗ und Gußwerk in Mainz 
zogen gewaltigen Nutzen. (Hier ſtieg die Dividende 
von 3 % auf 125 % 1) Verhältnismäßig am wenigſten 
iſt die chemiſche Induſtrie, wenigſtens nach außen 
hin, geſteigert, während die Bekleidungs- und Leder- 
fabriken ganz ungeheure Gewinne (in einem Falle 
eine Erhöhung der Dividende von 10% auf 30 %) 
aufweiſen. Das die Kraftfahrzeug- und Flugzeug- 
fabriken naturgemäß gewaltige Kriegsgewinne er— 
zielten iſt klar. Die Fabrik Oberurſel konnte allein 
ihre Kriegsgewinne verſechsfachen. Im Hinblick auf 
diefe, gewaltige Hochkonjunktur empfiehlt der Ver— 
faſſer eine Herabſetzung der Preiſe, die das Reih 
zahlt, wenigſtens für das dritte Kriegsjahr. Dies 
jei entſchieden beſſer als die von anderer Seite an= 
geregte, aber nicht unbedenkliche Verſchärfung der 
Kriegsgewinnſteuer. Der alte römiſche 
Mahnruf „Videant Consules“ ertönt in der Kölni- 
ſchen Zeitung (19. September). Man hat in 
phantaſtiſchem Optimismus gemeint, daß die Gee- 
frachten nach dem Kriege infolge von 
Mangel an Schiffsraum 

ſicherlich (?) auf ein Jahrzehnt hinaus gewaltig 
anſteigen werden. Wird dieſes goldene Zeitalter der 
Schiffahrt aber auch fo ſicher anbrechen? Zunächſt 
darf man die Abbröckelung der Welttonnagen nicht 
überſchätzen; ſie wird höchſtens einige Prozent be— 
tragen. Dann aber kann man annehmen, daß der 
jetzige märchenhafte Kriegszustand fih ſchwerlich nach 
dem Kriege behaupten wird. Die deutſche Schiffahrt 
hat ſehr ſchwere Wunden davongetragen, das ſoll 


man nicht überſehen. Um fte zu heilen, gibt es nur 
ein Gebot: Die deutſchen Reedereien müſſen Schiffe 
bauen, müſſen ſchleunigſt und viel bauen! Und das 
ganz beſonders im Hinblick auf die Vorgänge in 
Frankreich und Italien, wo die Regierung, obwohl 
nur verhältnismäßig geringe Schiffsverluſte vor- 
liegen und ſehr ſtarke Kriegsgewinne erzielt worden 
ſind, ganz gewaltige Summen (200 Millionen Fre. 
bzw. Lire) zum Ankauf fremden Schiffsraums und 
für Ausbauten bewilligt hat. Das gibt zu denken. 
Deshalb ſolle man ſich nicht in den Wahn einwiegen 
laſſen, die deutſchen Reedereien könnten im Per- 
trauen auf ihre bisherige Kraft ruhig zuſehen und 
abwarten. Deshalb „baut Schiffe zur Erſtarkung 
von Deutſchlands Großmacht“. Vi leant consules! - 
Im Berliner Börſen⸗Courier (21. Sep⸗ 
tember) macht Leonhard Neumann auf die Mög⸗ 
lichkeit der 


Wiedereinſchaltung des Handels 


in die Kriegswirtſchaftsorganiſation beſonders auf- 
merkſam im Hinblick auf die Tatſache, daß dieſer 
Tage zwiſchen den Vertretern der Erzeuger von 
Klee⸗ und Grasſamen, der landwirtſchaftlichen Kör- 
perſchaften und des Samenhandels im Preußiſchen 
Landwirtſchaftsminiſterium Höchſtpreiſe für Klee— 
und Grasſamen vereinbart worden ſind. Zum 
erſten Male iſt hiermit der Gedanke zu Grunde 
gelegt worden, den Handel in ſeiner vollen Wirk⸗ 
ſamkeit aufrecht zu erhalten und dennoch Höchſt— 
preiſe gegenüber dem Erzeuger einerſeits und dem 
Verbraucher andererſeits feſtzuſetzen. Zu dieſem 
Zwecke hat man vier Preisſtufen errichtet unter 
der Vorausſetzung, daß in der Kette zwiſchen Er— 
zeuger und Verbraucher drei verſchiedene Händler⸗ 
gruppen wirkſam werden. Es handelt ſich alſo um 
einen ſanktionierten Kettenhandel, der aber trotz des 
entſprechenden Aufſchlages dennoch nicht als Wucher 
angeſehen werden kann und darf. Der Verfaſſer 
iſt der Meinung, daß hier eine geſunde, normale 
Wirtſchaftspolitik vorliege, die die Friedensorga— 
niſation den Kriegsverhältniſſen anzupaſſen ſucht. 
Wohl zum erſten Male hat man keine neue Neichs⸗ 
ſtelle geſchaffen, und das ſei gut. Das Experiment 
werde gelingen; damit ſeien für die leitenden Stellen 
Richtlinien gegeben, nach denen unter Beibehaltung 
des Prinzips der gebundenen Wirtſchaftsform nicht 
nur alle neuen, etwa zur Beſchlagnahme kommenden 
Waren behandelt werden ſollen, ſondern nach denen 
die ſchon beſtehenden, aber nicht zur allgemeinen 
Zufriedenheit funktionierenden Neichsſtellen für den 
Reit der Kriegszeit „umgebaut“ werden könnten. 
Jetzt aber werden die Sämereien nicht, wie ſonſt 
üblich bei Höchſtpreiſen, vom Markte verſchwinden. 
— Im Bank⸗ Archiv (15. September) wendet 
ſich der Direktor der Hamburger Hypothekenbank 
Dr. Friedrich Bendixen 


gegen das Erbbaurecht, 


indem er zunächſt darauf aufmerkſam macht, daß 
in einigen Kreiſen das Beſtreben vorherrſche, das 
bekanntlich im Bürgerlichen Geſetzbuch nur ſpora⸗ 
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diſch behandelte Erbbaurecht im Wege der Geſetz⸗ 
gebung weiter auszugeſtalten und damit vor allem 
die bisher noch fehlenden Grundlagen für ſeine 
Veleihbarkeit zu ſchaffen. In größerer Darlegung 
führt nun Bendixen aus, daß eine Belebung des 
in ſeinen Einzelheiten nicht einmal unbedenklichen, 
im Grunde genommen bereits veralteten Juſtituts 
durchaus nicht im Intereſſe der deutſchen Volkswirt⸗ 
ſchaft liegt, wie man überhaupt Haran zweifeln 
könne, ob das Erbbaurecht vom, wirtſchaftlichen 
Standpunkt auch noch eine Daſeinsberechtigung 
habe. Unter Zuhilfenahme zahlreicher praktiſcher 
wie volkswirtſchaftlicher Beiſpiele kommt der Ver⸗ 
faſſer ſchließlich zu der Anſicht, daß eine Wieder- 
belebung des alten feudalen Erbbaurechts ſowohl 
in ſozialer wie volkswirtſchaftlicher Hinſicht eine 
gleich beklagenswerte Verirrung bedeuten würde. 


Umschau. 
Zu der augen- 


Der deutsche Handel in Ostasien Senica lentai 


und der Weltkrieg. erörterten Frage 


der Organisation des deutschen Handels und im beson- 
deren des Anteils des ostasiatischen Handels am deutschen 
Ueberseehandel geht uns aus Hamburg folgende Einsen- 
dung zu: „Der Ueberseehandel Deutschlands im Werte 
von rund 7 Milliarden 300 Mill. % machte 1913 etwas 
mehr als den dritten Teil des gesamten deutschen Spezial- 
handels aus. Auf die Einfuhr entfielen davon 4 Milliarden 
870 Mill., auf die Ausfuhr 2 Milliarden 416 Mill. An 
erster Stelle stand das Geschäft mit Nordamerika, es 
folgte das mit Süd- und Mittelamerika und an dritter Stelle 
das mit Ostasien, In der Stufenfolge ihrer Bedeutung für 
den deutschen Handel schlossen sich Südasien, Afıika und 
Australasien an. Der Ueberseehandelsverkehr mit Ostasien 
umfasst China mit der Mendschurei und Hongkong, Japan 
mit Korea und Formosa, die Phil ppinen, Fıanzösisch-In- 
dien, Sıam, Niederländisch Indien und die Straits Settle- 
ments. Die Ausfuhr nach diesen Ländern bewertete sich 
1913 auf 387, die Einfuhr von dort auf 458 Mill. M. 
Der deutsche Spezialhandel mit Ostasien in Höhe von 
845 Mill. 46 entsprach 1913 11,5 v. H. des gesamten 
deutschen Ueberseehardels. In den letzten Jahren vor 
dem Kriege hat sich sowohl das Ausfuhrgeschäft wie das 
Einfuhrgeschäft im Verkehr mit Ostasien sehr günstig 
entwickelt, hatte doch das erstere 1909 erst 202,3, das 
letztere erst 326,3 Mill. V betragen. 
möglichkeiten eıhellen aus einem Vergleiche. 


Die Entwicklungs- 
So hat 
beispielsweise 1913 die deutsche Ausfuhr nach der Schweiz 
mit ıhren 3,7 Millionen Einwohnern sich auf 536 Mill. “4 
belaufen, während die nach Ostasien mit seinen auf 450 
bis 550 Millionen geschätzten Bewohnern sich erst auf 
387 Mill. A bezifferte. 
seit Jahren der ferne Osten ein heiss umstrittenes Gebiet 
kaufmännischen Wettbewerbes ist. Mit Stolz darf fest- 
gestellt werden, dass dabei die deutschen Firmen speziell 
in China und Niederländisch-Indien sehr gut abgeschnitten 
und sich eine starke Position geschaffen haben. Von 1909 
bis 1913 ist der Ausfuhrhandel nach China von 56,8 auf 
122,9 Mill., der nach Japan von 77,6 auf 122,7, der nach 


Um so begreiflicher ist es, dass 


Niederländisch-Indien von 39,5 auf 98,7, der nach den 
Straits Settlements von 7,8 auf 14,7, der nach den Philip- 
pinen von 5,8 auf 9,9 und der nach Siam von 5,4 auf 
8,5 Mill. % gestiegen. Die deutsche Einfuhr nach der 
Mandschurei, die sich gerade zu entwickeln begann, be- 
zifferte sich 1913 über Dalny allein auf ca. 5,4 Mill. Æ 
und liess damit die englische und die gleichfalls sehr rege 
amerikanische Konkurrenz weit hinter sich. Auch der 
Einfuhrhandel aus Ostasien hat im Zeitraum von 1909 bis 
1913 einen starken Aufschwung genommen, besonders im 
Verkehr mit China, wo er sich von 65,2 auf 130,5, Japan, 
wo er sich von 29,2 auf 46,6, Niederländisch-Indien, wo er 
sich von 184,9 auf 227,6, und den Philippinen, wo er 
sich von 3,7 auf 10,9 Mill. % gehoben hat. In diese 
günstige Entwicklung, die für das Jahr 1914 neue Rekord- 
ziffern versprach, brachte der Ausbruch des Krieges eine 
jähe Unterbrechung. Aber trotz der Wegnahme von 
Tsingtau und der gegen den deutschen Handel gerichteten 
feindlichen Massnahmen, die besonders rücksichtslos in den 
englischen Besitzungen Ostasjens angewandt und bald 
auch auf China und Siam ausgedehnt wurden, und trotz- 
dem Japans Regierung auf englisches Drängen hin im 
Juli 1915 den Schiffabrtsgesellschaften in Japan, Korea, 
Formosa und dem Pachtgebiet die weitere Annahme deut- 
scher Güter untersagte, hat auch im Jahre 1915 der 
deutsche Handel in Ostasien nicht ganz aufgehört. So 
wurden 1915 nach einem Bericht des amerikanischen Ge- 
neralkonsuls in Yokohama folgende Waren deutscher 
Herkunft in Japan eingeführt: Anilinfarben für 1 142 588 
Dollar, Eisen für 145673 Dollar, Röhren 2926, Loko- 
motiven und Wagen 94229, Maschinen 183 435, 
Papier 27 343, Holzmasse 33 867, Schienen 20 632, Woll- 
garn 51104, Wolhuche 58 8:6 Dollar. Der amerikanische 
Konsul in Taıhoku berichtet über die Tätigkeit der deut- 
schen Kaufleute in Formosa: „Sie nabmen trotz des 
Krieges starken Anteil am Geschäft in leichtem Eisenbahn- 
material, Maschinen für die Zuckerfabrikation und in Woll- 
tuchen.“ Im ganzen wurden 1915 für 52692 Dollar 
deutsche Waren eingeführt. Aus einem Bericht des 
britischen Konsuls in Soeul geht Fervor, dass sich die 
deutsche Einfutr nach Korea im Jahre 1915 auf 19 899 
engl. P.und belief Ueber die Einfuhr nach der Mandschurei 
und dem japanischen Pachtgebiet liegen für 1915 noch 
keine Zahlen vor. Im Jahre 1914 betrug sie über Dalny 
allein noch 1542809 Haikwan Taels (1 Hk. TI. gleich 
ca. 3 M). Sie dürfte auch 1915, wenngleich nicht in dem- 
selben Umfange, angehalten haben. Nach Siam wurden 
über Bangkok in der Zeit vom 1. April 1914 bis 31. März 
1915 für 2 148 994 Tikal deutsche Waren eingeführt gegen- 
über 6 745 64) Tikal (1 Tıkal gleich ca. 1½ 4) in 1913/14. 
Die Philippinen wiesen 1915 eine deutsche Einfuhr von 
453.623 Pesos auf (1 Peso gleich ca. 2 M) gezen 5 Mill. 
Pesos in günstigen Friedensjabren. Durchschnittlich 
erreichte der deutsche Handel in den Ländern des fernen 
Ostens im Jahre 1915 immer noch 10—25 % vom Friedens- 
stande. Er ging in der Hauptsache von China aus, was 
einen Schluss auf die grossen Läger gestattet, welche 
deutsche Häuser dort unterhielten. Nach den letzten 
Berichten des chinesischen Seezollamtes befanden sich 
1915 in China immer noch 244 deutsche Firmen, was 
gegenüber 1911 einen Rückgang um 14 Firmen bedeutet, 
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der wohl auf die Besetzung von Tsingtau durch die Japaner 
zurückzuführen ist. In der gleichen Zeit ist die Zahl der 
englischen Firmen um 7 auf 599 zurückgegangen. Die 
Zahl der amerikanischen Firmen ist seit Kriegsausbruch 
stark gestiegen und beträgt jetzt 157. Ebenso wie die 
Handelsziffern spricht auch diese Statistik für das zäke 
Durchhalten der deutschen Kaufleute in China. In Nieder- 
ländisch-Indien haben die deutschen Firmen ihre Tätigkeit 
fortsetzen können, wenn auch durch scharfe Kontrolle der 
Zufuhr seitens der Engländer, schwarze Listen und englische 
Hetze gegen alle Firmen, welche deutsches Personal be- 
schäftigen, stark beeinträchtigt. Es ist zu erwarten, dass 
für die erste Zeit nach dem Kriege von dort aus die 
Versorgung Südostasiens mit deutschen Waren erfolgen 
kann, Im russischen Priamurgebiet und in der russischen 
Einflusszone der nördlichen Mandschurei wurden die 
deutschen Geschäfte, unter denen sich sehr angesehene 
Häuser befinden, gleich nach Kriegsausbruch geschlossen. 

Infolge der finanziellen Erstarkung der japanischen 
Konkurrenz besteht die Gefahr, dass ihr der Einfuhrhandel 
nach Deutschland ganz zufällt, es wird den mittleren und 
kleineren deutschen Firmen, die gerade im Japanhandel 
vorwiegen, sehr schwer werden, das verloren gegangene 
Geschäft wieder an sich zu reissen. Für diese Firmen, 
wie überall dort, wo ähnliche Verhältnisse im Uebersee- 
handel vorliegen, dürfte ein kollektives Vorgehen zu er- 
wägen sein. Infolge Kontingentierung der Einfuhr nach 
Friedensschluss wird ohnehin ein inniges Zusammengehen 
der an den einzelnen überseeischen Gebieten interessierten 
Firmen nötig werden, um gemeinsame Interessen an mass- 
gebender Stelle geltend machen zu können. Auch liegt 
es nahe, neben einer Konzentration und Verbesserung des 
überseeischen Nachrichtendiensies, die sich anzubahnen 
scheint, auf den Vorteil kollektiver deutscher Export- 
propaganda in Uebersee hinzuweisen, wie er bereits vor 
Kriegsausbruch in manchen Kreisen des Ueberseebandels 
erkannt und wahrgenommen wurde. Zu einer Zeit, wo 
durch feindliche und neutrale Konkurrenz von aussen her 
und durch die notnendigen Massnahmen zur Ueberleitung 
der Kriegs- in die Fri: denswirtschaft von innen her die 
Interessen des Uebeiseebandels bedroht sind, ist gemein- 
sames Handeln ein selbstverständliches Gebot der Stunde. 
Herr Otto Bachrach schreibt 
mir: Ein in Nr. 461 des „Berliner 
Tageblattes“ veröffentlichter aus süddeutschen Bankkreisen 
stammender Aufsatz schätzt den deutschen Besitz an aus- 
ländischen Effekten bei Kriegsausbruch auf 5 bis 8 Mil- 
liarden Mark. Obwohl die Spannung von 3 Milliarden 
einen recht ansehnlichen Spielraum lässt, so kann selbst 
diese oberflächliche Veranschlagung nicht ernst genommen 
werden, da der Einsender nichts von der Basis erwähnt, 
auf deren Grund er zu seinen Angaben kommt. Auf 
welcher Grundlage die Schätzung aufgebaut ist, lässt sich 
daher nicht ermessen. Bei weitem verständlicher erscheint 
die Ansicht, welcher Herr Ernst Kahn aus Frankfurt 
a. M. im Heft 35 des „Plutus“ Ausdruck gibt: „Wer kann 
denn so klipp und klar sagen, wieviel Effekten während 
des Krieges abflossen und wieviel zurückblieben? Ich 
selbst bin dieser Frage oft nachgegangen und habe zu 
diesem Zweck mit sehr vielen der in Betracht Kommenden 
direkt und indirekt Fühlung genommen, um Schätzungen 


Auslandswerte. 


abzugeben. Die Auskünfte, die ich erhielt, gingen in 
geradezu lächerlicher Weise auseinander. Sie erinnerten 
an die Ergebnisse öffentlicher Submissionen! Mit anderen 
Worten: Kein Mensch kann heute mit Sicherheit sagen, 
Deutschlands Besitz an Auslandseffekten ist so und so gross.“ 
Die Bestandaufnahme des deutschen Besitzes an aus- 
ändischen Wertpapieren ist angeordnet. Das Resultat 
wird zweifellos recht ansehnlich sein, trotzdem alle Fach- 
kreise in dem einen Punkt übereinstimmen, dass nämlich 
ein erheblicher Teil bereits während des Krieges nach 
dem Auslande verkauft worden ist. Nach den Angaben 
des oben erwähnten süddeutschen Fachmannes wären zwei 
Drittel der in deutschem Besitze befindlichen nordischen, 
drei Viertel der amerikanischen, 70°, der japanischen, 
fast 100 % der holländischen, 70°, der schweizerischen, 
50%, der argentinischen und griechischen, 40% der 
rumänischen Papiere aus Deutschland nach dem Auslande 
verkauft worden, abgesehen von grösseren Posten russischer 
Effekten. Das durch diese grossen Verkäufe dem Import- 
handel zugeführte Devisenmaterial hat zusammen mit den 
aus dem Exporte zur Verfügung stehenden Devisen den 
Bedarf an ausländischen Zablungsmitteln nicht voll zu 
befriedigen vermocht und die Devisenkurse blieben hoch, 
trotz der vorsichtigen und energischen Devisenpolitik der 
Reichsbank und trotzdem unsere Auslandsbezüge infolge 
der englischen Blockade im Vergleiche zu den Import- 
ziftern Englands und Frankreichs verhältnismässig be- 
scheiden sind. Der Einsender des eingangs erwähnten 
Aufsatzes behauptet, dass unser jetziger Devisenbedarf 
hauptsächlich von den Zentraleinkaufsgenossenschaften aus- 
gehend mit Hilfe der Reichsbank befriedigt werden kann, 
da im gewissen Massstabe ständig noch ein Export an 
Kohlen, Eisen und Chemikalien stattfindet. Nach dem 
Kriege indessen werde der Bedarf an einzuführenden 
Rohstoffen (Baumwolle, Wolle, Leder und Getreide) die 
Valutanachfrage erheblich steigern und unsere Export- 
industrie werde zunächst nicht in der Lage sein, den 
vollen Ausgleich zu schaffen, da sie auf die Kriegswirt- 
schaft eingestellt ist und ihr die Rohstoffe mangeln. 
Unsere hauptsächlichsten Reserven für die erste Zeit nach 
dem Kriege bilden also unsere ausländischen Effekten- 
bestände, deren Realisierung die notwendigen Devisen 
beschaffen kann. Es sei demnach zu empfehlen, zur 
Zeit keine grösseren Beträge mehr davon ins Aus- 
land abzustossen, hingegen aber ein Verbot zu erlassen, 
diese irgendwie zu veräussern, Eine sofortige Beschlag- 
nahme und Abnahme erscheine weder notwendig noch 
zweckdienlich, Diese Ansicht beruht auf einem voll- 
ständigen Verkennen der Sachlage. Der Export befriedigt 
nur einen Bruchteil des unbedingt notwendigen Devisen- 
bedarfs und die Reichsbank ist auch nicht imstande, 
Devisen zu schaffen, es wäre denn durch Goldexport, den 
sie aber nicht forcieren kann, weil das Gold als letzte 
sichere Reserve im Lande bleiben muss. Dass der 
Devisenbedarf nach dem Kriege vorerst aus den an- 
gegebenen Gründen recht erheblich sein wird, ist richtig, 
ebenso, dass unsere Exportindustrie nicht in der Lage 
sein wird, den vollen Ausgleich zu schaffen, weil sie auf 
die Kriegswirtschaft eingestellt ist und ihr die Rohstoffe 
mangeln, Der betr. Fachmann übersieht aber ganz, dass 
uns dann andere Quellen für Devisenbeschaffung zu Gebote 
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stehen werden, welche uns jetzt verschlossen sind. Die 
vielen Millionen deutscher Guthaben in feindlichen Staaten, 
die während des Krieges beschlagnahmt waren, werden 
zuzüglich der aufgelaufenen Zinsen verfügbar, die in aus- 
ländischen Depots befindlichen Effekten deutschen Besitzes 
werden frei. Die unbezahlten Kupons der Wertpapiere 
des feindlichen Auslandes müssen wieder eingelöst werden. 
Die Summe wird durch die lange Dauer des Krieges 
nicht unbedeutend angewachsen sein. Das internationale 
Frachtgeschäft wird wieder aufgenommen werden. Die 
deutschen Schiffe, welche in heimatlichen und neutralen 
Häfen untätig liegen, werden im Gegensatze zu den 
Handelsflotten des feindlichen und neutralen Auslandes 
nicht abgenützt und können dann mit verdoppelter 
Energie und unter sehr lohnenden Verhältnissen wieder 
arbeiten und fıemdes Geld ins Land bringen; endlich 
wird es möglich sein, Bankkredite zu erhalten, und wenn 
auch voraussichtlich diese Kreditbeschaffung ziemlich kost- 
spielig sein dürfte, werden die Kosten, da der Kredit nur 
für kurze Zeit benutzt zu werden braucht, etwa für die 
Periode vom Ankauf der Rohstoffe bis zu deren Ver- 
arbeitung und der Ausfuhr des Fertigfabrikates, keine 
allzu starke Belastung der Erzeugung bilden. Schliesslich 
muss doch, selbst wenn keine Kriegsentschädigung in 
Frage kommt, Entschädigung für Beschlagnahmen und 
Requisitionen deutschen Gutes im Auslande gewährt 
werden. Da. solche Konfiskationen im grössten Massstabe 
stattgefunden haben, müssen uns diese privaten Entschädi- 
gungen hunderte Millionen von Auslandsguthaben schaffen. 
Jetzt ist aber die Zeit für uns kritisch. Jetzt kämpft Deutsch- 
land mit äusserster Anstrengung seiner Kraft, der mili- 
tärischen und der wirtschaftlichen, und es wäre verkehrt, 
in der Not zu sparen und im Ueberfluss zu haben. Ein 
Verbot der Veräusserung ausländischer Werte wäre urend- 
lich schädlich; das Gegenteil ist erforderlich. Uebrigens 
haben die massgebenden Behörden zweifellos die Lage 
richtig erfasst; denn schon jetzt sind Anzeichen vorhanden, 
dass die Regierung den Export ausländischer Wertpapiere 
zu fördern beabsichtigt, worauf die Erlaubnis der Ver- 
öffentlichung von Kursen für Auslandseffektea hinweist, 
Sehr wünschenswert wäre eine Verordnung, welche allen 
Vermögens-, Nachlass- und Zwangsverwaltungen sowie 
öffentliche Anstalten, Stiftungen, Vereins- und Pensions- 
fonds, Versicherungsanstalten etc. es zur Pflicht mach“, 
alle Auslandswerte — mit Ausnahme solcher verbündeter 
Staaten — durch Vermittlung einer vertrauens würdigen 
Bankfirma zu verkaufen und hingegen Kriegsanleihen an- 
zuschaffen, wobei es dem beauftragten Bankier zur Pflicht 
gemacht würde, die Effekten ausschliesslich im Auslande 
zu verwerten, ohne Ueberstürzung und unter gewissenhafter 
Wahrung der Interessen des Käufers, Ausnahmen können 
zugelassen werden in Fällen, in denen der augenblickliche 
Verlust bei sofortiger Verwertung ein unverhältnismässig 
hoher wäre. Eine für diesen Zweck einzusetzende, der 
Reichsbank anzugliedernde sachverständige Behörde hätte 
über die Zulässigkeit der Ausnahmen zu entscheiden. 
Keine Ausnahme dürfte zugelassen werden bei Anleihen 
solcher Staaten, deren Zahlungsfähigkeit zweifelhaft ist, 
wie bei Serben, Portugiesen, Mexikanern usw. Die Lom- 
bardierung von ausländischen Wertpapieren — mit Aus- 


nahme solcher verbündeter Staaten — soll untersagt 


werden. Sämtliche bestehenden Lombardvorschüsse wären 
zu kündigen. Ausnahmen in der oben erwähnten Art 
können stattfinden. 
Man schreibt mir: „Es ist merk- 
würdig, dass in der Presse 
roch nicht auf zwei auffallende Tatsachen in unserem 
Wirtschaftsleben aufmerksam gemacht worden ist. Da ist 
zunächst der jetzt im Kriege eine gewaltige Rolle spielende 
Begriff „Höchstpreis“, mit dem die Regierung den über- 
mässigen Preistreibereien Einhalt gebieten will. Vondem 
eigentlich sehr natürlichen Erfolg, dass dann die mit einem 
Ilöchstpreis gezeichneten Waren plötzlich oder nach und 
nach vom Markte verschwinden, soll hier nicht die Rede 
sein, sondern von dem Begriff selbst. Das Wort „Höchst- 
preis“ kann nur dafür einen vernünftigen Sinn haben, dass 
für eine bestimmte Ware der von der Regierung fest- 
gesetzte und zugelassene Warenpreis eben der „höchste“ 
sein darf, der dem Verkäufer gestattet ist, in Ansehung 
der augenblicklichen Wirtschaftslage, d. h. also, dass der 
Verkäufer gegebenenfalls auch einen niedrigeren Preis 
verlangen darf. Andernfalls könnte man doch nicht mehr 
von einem „Höchstpreise“, sondern mit Fug und Recht 
nur noch von dem Preise, d. h. einem „einzig en“ über- 
haupt sprechen. Jedenfalls habe ich noch niemals gesehen 
oder gehört, dass jemand unter dem Höchstpreise verkauft 
hat. Das wäre ja auch ganz unkaufmännisch gehandelt; 
denn der Verkäufer „unter“ dem Höchstpreis würde sich 
den hellen Zorn aller Konkurrenten, die ja nur zu dem 
llöchstpreise verkaufen, zuziehen, und als unanständiger 
Aussenseiter behandelt werden. Vielleicht ruft man sogar 
noch das Gesetz von dem unlauteren Wettbewerb gegen 
ibn an. An der Tatsache ist jedenfalls nicht zu rütteln, 
dass seit dem Aufkommen der „Höchstpreise“ ein begriff- 
lich doch sehr wohl möglicher Verkauf „unter“ ihrer 
Festsetzung nicht stattfindet. Und dann noch eins: Wes- 
halb setzen die Magistrate immer noch drei bis vier 
Preise für entsprechende angebliche Buttersorten fest, 
während schon das kleinste Kind längst weiss, dass es 
— eigentlich selbstverständlich — nur noch Butter „erster“ 
Sorte, d. h. zum höchsten der drei oder vier Preise, gibt? 
Das sollten die Verwaltungen doch endlich schon in 
Erfahrung gebracht haben.“ 
* 


pe. Höchstpreise. 


* 
* 


Sie haben insofern nicht ganz unrecht, als tatsächlich 
der Ausdruck „Höchstpreis“ ein unglücklicher und un- 
zutreffender ist. An sich ist damit der höchste Preis 
gemeint, der dem Verkauf einer Ware zugrunde gelegt 
werden darf. Eine Ueberforderung des höchsten Preises 
ist nach den betreffenden Gesetzen strafbar. Aber man 
darf auch nicht vergessen, dass bei der Festsetzung eines 
„Höchstpreises“ insofern Schwierigkeiten entstehen, als 
das örtliche Gebiet dabei zu berücksichtigen ist. Dafür 
ein Beispiel aus jüngster Zeit. Für Gross-Berlin ist bei 
sogenannten Bauernpflaumen endlich ein „Höchstpreis“ 
von 25 Pig. für das Pfund festgesetzt worden, in Leipzig 
dagegen 18 Pfg. (bei Engros-Käufen sogar 10 Pig.). 
Hier gibi es nur zwei Möglichkeiten: Entweder ist die 
Pflaumenernte in Sachsen bedeutend gıösser als in Branden- 
burg, oder aber die Leipziger Behörde ist im Ansetzen 
solcher Preise strenger. Solange es noch nicht durch- 
geführt werden kann, dass ein einheitlicher Preis für 
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bestimmte Waren im ganzen Deutschen Reiche festgelegt 
wird, solange werden auch die Schwierigkeiten in der 
Behandlung des unglückseligen Wortes „Höchstpreis“ 
bestehen. Sollte aber einmal eine solche Einigkeit erziell 
werden, so würde sich die Abschaffung der „Höchstpreise“ 
empfehlen, für die man dann einen bestimmten Normal- 
preis, unter und über dem nicht verkauft werden darf, 
setzen müsste. Aber eine solche Entwickelung der Dinge 
dürfte nur für ganz wenige Waren zu erwarten sein; für 
die meisten der Gegenstände des täglichen Lebensbedarfs 
wird sich vermutlich eine einheitliche Preisregulierung 
im ganzen Reiche der grossen Schwierigkeiten wegen 
nicht finden lassen. Wo aber für einen örtlichen Bezirk 
bestimmte Höchstpreise angesetzt sind, da müssen auch 
wir die Tatsache konstatieren, dass es wirklich keinem 
Verkäufer aus geschäftlichen Rücksichten — Verdienen 
wird gross geschrieben — einfällt, „unter“ dem Höchst- 
preise zu verkaufen. Die begrifflich richtige, variable 
Auslegung des Wortes „llöchstpreis“ ist also mithin in 
der Praxis ganz gegenstandslos, und deshalb sollte man 
nach unserer Meinung statt des völlig irreführenden 
Begriffes „Höchstpreis“ einen anderen Ausdruck, etwa 
„Grundpreis“, finden. Das würde die tatsächliche Sach- 
lage genauer charaktierisieren. Auch Ihre Bemängelung 
der Preise für Butter I, II. und III. Qualität trifft zu. 
Die Behörden sind offenbar am grünen Tisch, vielleicht 
auch nach Anhörung interessierter „Sachverständiger“, 
immer noch der merkwürdigen Ansicht, dass die Butter- 
geschäfte tatsächlich diese drei Sorten, zu denen noch die 
sogenannte abfallende Ware als vierte kommt, zum Ver- 
kauf stellen. In Wahrheit mag ja, nach den vielen und, 
wie wir aus eigener Wissenschaft bezeugen können, 
berechtigten Klagen des Publikums zu urteilen, vielfach 
Butter II. und III. Qualität zum Verkauf kommen, aber, 
in grossen Städten wenigstens, gibt es ein für allemal 
nur Preise I. Qualität. Auch hier stellt sich die Verkaufs- 
praxis ganz anders zu den behördlichen Theorien, und 
wir meinen, dass die überflüssigen Preisangaben für die 
(gar nicht im Handel zu habenden) Sorten II. und III. 
Qualität endlich einmal aus den Ankündigungen ver- 
schwinden sollten. Gegen wirklich minderwertige Butter 
gibt es genug juristische Mittel, austatt sich an einen — 
imaginären — Preisunterschied von Pfennigen zu klammern, 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Mit der unmittelbaren Annäherung an den Quartals- 
übergang, mit welchem dieses Mal wieder der gewaltige 
Geldumschlag einer neuen Kriegsanleihe - Emission zu- 
sammenfällt, sind die Marktmittel noch reichlicher geworden 
als vorher, und es besteht in diesen Tagen wieder der in 
der jüngsten Vergangenheit selten gewordene Zustand, 
dass Tagesgeld trotz niedrigster Zinsforderungen ver- 
geblich angeboten wird. An sich kann man den gewal- 
tigen Zustrom von Mitteln in diesen Tagen dafür ver- 
antwortlich machen — sind doch allein für Kriegsanleihe- 
ziusen, wie schon neulich ausgeführt, mehr als 400 Mil- 
lionen ausgeschüttet worden —, im wesentlichen aber 
besteht im Markte auch verringerte Aufnahmefähigkeit 
für die angebotenen Gelder, da die Seehandlung neuer- 


dings keinen Begehr zeigt und damit der massgebende 
Ausgleichsfaktor wegfällt. Natürlich ist die Flüssigkeit 
des Marktes auch dadurch gefördert, dass umfangreiche 
Darlehnsgeschäfte an Kommunen usw. in den Tagen um 
den 15. September fällig werden, welche die Geldgeber 
dem früheren Zweck zunächst nicht wieder zuführen, 
sondern für die Erfordernisse der kommenden grossen 
Zahltage bereithalten. 

Die Geldnehmer, in der Hauptsache Kommunen, 
decken sich vornehmlich durch Diskontierungen bei der 
Reichsbank, wo ihnen bekanntlich Stempelfreiheit der ein- 
zureichenden Solawechsel gewährt wird, sefern der zu 
deckende Geldbedarf, wie es auch meistens der Fall ist, 
aus der Erfüllung kommunaler Kriegsaufgaben entstanden 
ist. In der starken Steigerung des Wechselportefeuilles 
im letzten Bankausweis (411 Millionen) spielen solche 
Diskontierungen sicherlich eine erhebliche Rolle. Daneben 
soll sich allerdings auch die Seehandlung verschiedentlich 
den Kommunen mit kürzeren Vorschüssen zu gleichen 
Bedingungen zur Verfügung gestellt haben. 


Im ganzen genommen gewinnt man den Ein- 
druck, dass mehr noch als vor den früher emit- 
tierten Kriegsanleihen dieses Mal der Markt für 
grosse Zahlungsleistungen disponiert ist. Die unge- 


heuren Beträge, welche die Kriegswirtschaft in ständig 
steigendem Masse flüssig gemacht hat, lassen besondere 
wirtschaftliche Einflüsse, die unter normalen Verhältnissen 
stark sichtbar werden können, kaum ins Gewicht fallen; 
so spielt der Geldbedarf der Landwirtschaft in diesen 
Erntemonaten trotz Eıhöhung der Arbeitslöhne und Ver- 
pflegungskosten für die Gestaltung der Zinssätze keinerlei 
Rolle, höchstens wird der Begehr an Umlaufsmitteln, be- 
sonders an kleineren Geldzeichen, noch weiter vermehrt. 
Das ständige Anwachsen der Depositengelder bei der 
Reichsbank lässt jedoch am besten erkennen, wie ausser- 
ordentlich die Flüssigkeit in der Privatwirtschaft von 
neuem gestiegen ist. 

Im letzten Bankausweis per Medio September ist 
allerdings die Steigerung nur zum kleineren Teil den Ein- 
zahlungen aus den Kreisen der Kundscha't zu verdanken. 
331,, Mill. von den zugeflos-enen 589 Mill. stammen viel- 
mehr aus Notensendungen der Socié é Generale de Bel- 
gique, welche, einer Vereinbarung mit den deutschen 
Behörden entsprechend, ihre Bestände an deutschen Bank- 
noten der Reichsbank übersendet und diesen Teil ıhrer 
Aktiven statt als Kassenbestand als „Guthaben im Aus- 
lande“ führen wird, Für die Deckung ihrer Noten gilt 
das gleich, da bei der Erteilung des Rechtes der Noten- 
ausgabe an die Société Generale de Belgique das Statut 
ausdrücklich auch Guthaben bei deutschen Banken und 
Bankiers von unbedingter Sicherheit als Notendeckung 
zuliess. Die Vorteile für das belgische Institut an diesem 
Arrangement wurzeln darin, dass es eine Verzinsung der 
nach Deutschland gesandten Geldbeträge verlangen kann, 
sobald es dieselben von der Reichsbank an die Privat- 
banken auszahlen lässt. Für uns liegt der Nutzen darin, 
dass Hunderte von Mill. deutscher Reichsbanknoten, die 
bisher in Belgien gebunden waren, für die Zwecke des 
inländischen Umlaufsmittelbedarfs frei werden. Es ist 
klar, dass diese Transaktion, 80 einwandfrei sie in jeder 
Beziehung auch sein mag, von unseren Gegnern dazu be- 
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Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:!) 


G.-V.: Hamburgische Elektrizitätswerke, 
Flensburger Schiffsbau - Gesells: haft, 
Pfälzische Pulverfabriken St. Ingbert, 
Königsberger Kleinbabn, Nordhausen- 
Wernigeroder Eisenbahnges., Reinicken- 
dorf-Liebenwalder Eisenbahn, Stahl- 
werk Oeking, Eichener Walzwerk, 
Freiherrl. v. Tuchersche Brauerei, Por- 
zellanfabrik Lorenz Hutschenreuter, 
Porzellanfabrik Königszelt, R. W. Din- 
nendahl. — Schluss der Einreichungs- 
frist Adler-Kaliwerke. Schluss des 
Bezug‘rechts Hannoversche Waggon- 
fabrik. 


Ironage-Bericht. — Bankauswerse London, 
Paris. — @.-V.: Hamburg-Ameıika- 
Liuie, Bremerhütte, Eilenburger Kattun- 
Manufaktur, Zuckerfabrik Kruschwitz, 
Baumwollspinnerei Mittweida, Paulinen- 
aue-Neu-Koppiner Eisenbahn. — Schluss 
der Umtauschfrisı Aktien Düsseldorfer 
Röbrenindusirie und Aktien Hüstener 
Gewerks haft. 


@.-Y.: Hılaesheim - Peiner Kıeisbahn, 
Nauendorf - Gerlebogker Eisenbahn, 
Bleistiftfabrik Faber, Annener Gussstahl- 
werke, Vogtländische Spitzenweberei, 
Farbwerke Franz Rasgıin, Phönix 
Akı.-Ges. für Braunkohlenverwertung, 

|  Rhbederer Oceana, Ferd. Bendix Söhne. 


Bankausweis New York. — G.- V., Bergbau- 
und Hütten- Gesellschalt Friedrichsbütte, 
Aachener Lederfabiik, Emil Koester 
Lederfabrik, Deutsche Eisenbahn-Speise- 
wagen-Gesellschaft, Hasper Eisen- und 
Stahlwerk, Crimwitschauer Maschinen- 
fabrik, Eisenindustrie Menden-Schwerte. 
— Schluss der Eipreichungsfrist Aktien 
Kattowilzer Bankverein, Aktien Ober- 
schlesischer Creditverein, Einreichungs- 
frist Berlin- Spandauer Terrain - Gesell- 
schaft. Schluss des Bezugsrechts 
Aktien Maschinenfabrik Rockstroh & 
Schneider. 


g.Schreider,! e r; 
Ri hsbankausweis. — Septemberauswrise 
Grosse Berliner Strassenbahn, Allge- 
mine Berliner Omnibus - Akt. - Ges., 
Elektrische Hoch- u. Untergrundbahn, 


Mittwoch, 
27. September 


Donnerstag, 
28. September 


Freitag, 
29. September 


Sonnabend, 
30. September 


de Hamburger Strassenersenbahn, Ham- 
5 burg- Altonaer Centralbahn, — @.-V.: 
Bank für Tbürıngen, Hansa-Lloyd- 
Werke Bremen, Wieler & Hardtmann, 
Hannoversche Portland - Cementfabrik. 
Diens ag, 
3. Oktohe« 
G.- V.: Gardınenfanrık Plauen, Jute- 
Mittwoch, spinnerei und Weberei Hamburg-Har- 
4, Oktober burg, Deutsche Sıeinwerke C. Vetter 
H. Brüninghaus Söhne. 
Ironage-Bericnt, — Bankausweise London, 
Donnerstag, Paris. — @.-V.: Vereinigte Stahl- 
5. Oktober werke van der Zypen, Bredower Zucker- 


fabrik. 


1) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Auf-chluss, u. a. über 
Generalversummlungen, Ablauf von Bezugsrechten. Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen, Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten miissen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
se gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
assen. 
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Freitag, 
6. Oktober 
Bankausweis New York. — C.- V. Metall- 
Sonnabend, Waren-, Glocken- u. Fahrradarmaturen 
7. Oktober Akt. - Ges. Wissner, Maschinenfabrik 
I.nther, Terrain-Akt.-Ges Müllerstrasse. 
Montag, Lerchsbankausweis. — G.- v.: Aunadurger 
9. Oktoher Ste ae 
Dienstag, G. Bank für Orientalische Enea- 
10. Ok ober | 1815 Plauener Spitzenf.brik. 
Auserdem zu achten aui: 


Abschlüsse der 
Stahlwerke. 
Verlosungen: 
30. September: Braunschweiger 20 Tlr. 
(1868), Freiburger 50 Fr. (1887), Lenz- 


Bergwerke, Hütten, 


burger (1885). 1. Oktober: 3½% 
Gothaer Präm.-Pıandbr. (1871), 3% 
Rotterdamer 100 Gl}. (1868), 


270 
Stuhlw.-Raab-Grazer Eizenb. 100 TI. 
4% Theiss-Regulierung 100 Old. (1880), 
Türkische 400 Fr. (1870). 5. Oktober: 
Crédit foncier de France 2%, 3% Comm. - 
Obl. (1879, 1880, 1891, 1899), 3% 
Cre fit foncier de France Pfandbr. den 
2¼ % Pariser 400 Fr. (1894/96), desgl. 
3% 300 Fr. (1912). 5. Oktober: 
2% Brüsseler Maritime 100 Fr. (1897). 
10. Okıobeı: 2½ % Antwerpener 
100 Fr. (1887, 1903), 2°%, Genter 
(1896), 3% 400 Fr. Pariser (1871). 


nutzt werden wird, das bewährte System des Geld- 
wesens zu diskreditieren, we!ches die deutsche Verwaltung 
dem Lande nach dem Versagen der belgischen National- 
bank fär die Okkupationszeit gebracht hat. Tatsächlich 
wird die Qualität der Société r Generale-Note durch die 
Veränderung in keiner Weise berührt, und andererseits 
werden dem belgischen Lande die schweren Nachteile und 


Warenmarktpreise im September 


Wirren erspart, welche der Erlass eines deutschen Zahlungs- 
verbots gegen Belgien unter den heutigen Verhältnissen 
mit sich brächte. Ein solches hätte aber eıfo!gen müssen, 
wenn man kein anderes Mittel finden konnte, den Abfluss 
und die Festlegung deutscher Geldzeichen in B.Igien auf 
andere Weise auszugleichen. 

Von interessanteren Ereignissen bei unseren Gegnern 
in der letzten Zeit ist die Bekann gabe der Bedingungen 
der neuen französischen Kriegsanleihe zu nennen, die mit 
88 ¾ bei 5% Verzinsung d. i. / % höher als die vorige 
Anleihe, ausgegeben wird. Herr Ribot riskiert es also, 
wie schon früher angekündigt, einen kleinen Aufschlag 
gegen die frühere Emission zu nehmen, nachdem er aller- 
dings unter sorgfältiger Bearbeiiung des Marktes den 
Börsenpreis der alten Anleihe auf 90% hatte setzen lassen 
Es bleibt abzuwarten, 
der Bedeutung seiner Zeichnungsfreudigkeit der Ansicht 
des Herrn Ribot folgen wird, die es für richtig hält, trotz 
des seit der letzten Emission fortschreitenden Verfalls der 
Staatsfinanzen und des Geldwesens einen höheren Kurs 
zu fordern. Das eigentliche Resultat der Zeichnung, das 
heisst die Höhe der dem Staate wirklich zufliessenden 
Summen wird man allerdings sobald nicht erfahren, da 
wieder die Hineingabe sämt!'cher früherer Anleihen ausser 
der dreiprozentigen bei der Einzahlung gestattet ist. Wir 
werden also voraussichtlich wie bei der leizten Emission 
mit grossen Erfolgsziffern prunken hören, deren wahrer 
Wert sich erst erheblich später herausstellen wird. 

Von grossem Interesse ist weiter die Mitteilung des 
Herrn Ribot in der französischen Kammer, dass die Bank 
von Frankreich „aus ihrem Ueberfluss“ der Bank voı 
England eine beträchtliche Summe Goldes überweisen 
werde, das England a's Darlehen bis nach dem Kriege 


ob das französische Publikum in 


1916 


| 1 8. 3 
Weizen NewYork Wu hardNr. E 154 1661/3 1641/3 158½ 163 cts. per bushel 
Mais Chicago f 871/2 291m 85%), 87 88 cts, per bushel 
Spelzspreumehl, inn ec. oa 19—25 19—25 19—25 19—25 20—26 | M. per dz 
Kupler onde! 8 110 1104/, 111%), 116 116 £ per ton 
Zion London a I: 1701, 170 1691), 170 171%), per ton 
Ziuk London a er: T A a 49 50 52 85 54 DR per ton 
enden ee: 3il 30¼ 30 30 ½ 30 ½ Æ per ton 
Silber London 327/16 321 2 SEE 325°, 328), d peı Unze 
Baumwolle New York . 16,3 15.25 15,30 15,85 16,05 cts. per Pid. 
Baumwolle Liverpool. . . . . » 932 9 24 9 24 931 9,54 d per Pfd. 
eee e e 14,17½ 14,22½ 14.10 14.50 14.70 Doll. per 100 Pfd. 
Petroleum New York. . . 8,85 | 8,60 8,60 8,35 8,35 cıs. per Gallone 

Fe aa 


as Eiſerne Gebot 
der Stunde 


Zeichne die Kriegsanleihe! 


behalten solle. Eine gleiche Massnahme werde auch 
Russland und Italien ergreifen. Man kann die ganze 
Sophisterei dieser Aeusserung ermessen, wenn man be- 
rücksichtigt, wie tief verschuldet diese drei Länder schon 
au England sind und welche enormen Beträge England 
an Auslandsverlusten für sie im weiteren Verlaufe des 
Krieges noch bereitstellen muss. Das sogenannte „Dar- 
lehen“ ist also bestenfalls nur eine Abzahlung oder eine 


Sicherung für bestehende Verpflichtungen. Bedenkt man 
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aber, dass alle drei Länder einen riesenhaften und ständig 
wachsenden Notenumlauf baben, dessen metallene Grund- 
lage ohnehin schon traurig zusammengeschrumpft war, so 
muss man diese Massregel nahezu als selbstmörderisch be- 
trachten. Jedenfalls ist es England damit auch in po- 
litischer Hinsicht gelungen, die Kette noch fester zu 
spannen, mit der es seine Verbündeten an sich gefesselt 
hat und ihre Selbstbestimmung noch weiter einzuengen. 
Justus. 


Antworten des Herausgebers. 


Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buc 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von 


eine Auskünfte über die Solidität und den Ruf von Firmen sowie 
Alle hier wiedergegebenen Auskünfte sind nach bestem Wissen und eventuell 


Der Herausgeber des Plutus erteilt grundsätzlich k 
über die Qualität von Wertpapieren. 


hhandlung des In- und Auslandes, 
der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages 


ausserdem aber auch gegen 
zu beziehen.) 


nach eingehender Erkundigung bei Sachverständigen erteilt. Die Auskunfterteilung ist jedoch eine durchaus freiwillige 


Leistung des Herausgebers, 


E. R. in C. Anfrage: Können Sie mir eine 
Bezugsquelle für eine Maschine angeben, um gedörrtes 
Gemüse zu verkleinern? 

Antwort: Auf Grund zuverlässiger Information 


teilen wir Ihnen mit, dass zurzeit solche Maschinen noch 
nicht gebaut worden sind. Es ist aber nicht ausgeschlossen, 


für die er keinerlei vertragliches Obligu übernimmt. 


dass zu dem angegebenen Zwecke normale Müllerei- 
maschinen gebraucht werden können. 

M. Sch. Anfrage: Mit dem 1. Cktober d. J. erlischt 
der Scheckstempel. Kommt mit diesem Zeitpunkt auch die 
Stempelpflicht für Konto-Korrent-Barquittungen in Wegfall? 

Antwort: Die Anfrage ist ohne Einschränkung mit 
„Ja“ zu beantworten. 


Plutus-Archiv. 


Generalversammlungen. 


(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, 
e den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. 


termin für die Aktienanmeldung und die dritt 


die zweite den Schluss- 
Der Ort ist der 


Seneralversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Aktiengesellschaften.) 


Aachener Lederfabrik Aktiengesellschaft, Aachen, 
30. 9. 26. 9., 11. 9. è Actien-Gesellschaft „Er- 
holung‘, Crefeld, 12. 10., —, 22. 9. è Aktien-Feilen- 
Fabrik, Sangerhausen, 5. 10., —, 15. 9. è Aktien- 
gesellschaft Christinenhütte, Christinenhülte, 16. 10., 
—, 14. 9. e Aktien-Gesellschaft der Dillinger Hütten- 
werke, Dillingen an der Saar, 1. 10, —. 14. 9. © 
Aktiengesellschaft für Gasbeleuchtung von Biebrich- 
Moosbach, Biebrich, 14. 10., 7. 10., 14. 9. e Actien- 
Gesellschaft für Leinengarn-Spinnerei und Bleicherei 
(vorm. Renner & Comp.), Röhrsdorf b. Friedeberg 
am Quais, 14. 10., 11. 10., 22. 9. Aktiengesell- 
schaft für Neuburger Kieselweiß in Bittenbrunn b. 
Neuburg a. D., 13. 10., 10. 10., 12. 9. „ Aktiengesell- 
schaft für Verkehrswesen, Berlin, 16. 10., 10. 10., 
14. 9. e Aktiengesellschaft Gaswerk Giebichenstein, 
Bremen, 6. 10., 3. 10., 11. 9. Akt. Ges. Kaiser 
Karls-Bad, Paderborn, 30. 9., —, 14. 9. e Aktien- 
gesellschaft Metzeler & Co., München, 29. 9., 25. 9., 


11. 9, „ Aktiengesellschaft Trachenberger Zucker- 
siederei, Berlin, 14. 10., 11. 10., 8. 9. eè Aktien- 
gesellschaft Zucketfabrik Schroda, 18. 10., —, 16. 9. 


e Aktien-Malzfabrik, Könnern/Saale, 5. 10., —, 15. 9. 
e Aktien-Malzfabrik Langensalza, Langensalza, 7. 10., 
6. 10., 20. 9. e Aktien-Malzfabrik Löbau/Sa., 30. 9., 
— 11. 9, e Aktien-Zuckerfabrik Bauerwitz, 13. 10., 
9. 10. 22. 9. „ Annaburger Steingutfabrik Aktien- 
Gesellschaft, Annaburg, 9. 10., 5. 110., 6. 0. èe Annener 
Gas-Aktien-Ges., Annen, 3, 10., —, 14. 9. e Arterner 
Elektrizitätswerke Akt.-Ges., Artern, 14. 10., 13. 10., 
14. 9. e Automobil-Fuhrwesen Kandelhardt Aktien- 
Gesellschaft, Berlin, 11. 10., 7. 10., 19. 9. 
Bahnamtliches Rollfubrunternehmen, Aktien- 
gesellschaft, Hamburg, 28. 9., 27. 9., 9. 9. „ Balcke, 
Tellering & Co. A.-G., Benrath, 11. 10., —, 22.9. © 
Bamberger Mälzerei-Aktiengesellschaft vormals Carl 
J. Dessauer, Bamberg, 14. 10., —, 20. 9. è Bank 
für Bauten, Dresden, II. 10., —, 16. 9. è Baropo“ 
Walzwerk Aktien-Gesellschaft, Barop, 12. 10., 11. 10., 


6. 9, „ Bauaktiengesellschaft Brühl, Leipzig, 9. 10.. 
6. 10, 18. 9. „ Bedburger Wollindustrie Aktien- 


Gesellschaft, Bedburg, 14. 10, 10. 10. 22 9: 
e Ferdinand Bendix Söhne, Aktiengesellschaft 
für Holzbearbeitung, Landsberg a. W, Berlin, 
29. 9 — e Bismarckhütte, Berlin, 


14. 10., 9. 10., 13. 9, e Brandenburger Carbid- u. 
Elektr.-Werke A.-G., Berlin, 28. 9., —, 15. 9. è 
Brauerei Louis Geiger A-G., Tilsit, 4. 10., Mad 
14. 9, e Brauerei C. W. Naumann Aktiengesellschaft, 
Leipzig-Plagwitz, 7. 10., 3. 10., 8. 9. e Bredoweit 
Zuckerfabrik Aktien-Gesellschaft, Stettin-Bredow, 
5. 10., 3. 10., 16. 9. è H. Brüninghaus Söhne A.-G.. 
Barmen, 4. 10., 2. 10., 9. 9. „% Buchdruckerei Strauß 
e e el 

„Ceres“ Korn- u. Futterstoffhandlung A.-G., 
Apenrade, 28. 9., —, 9.9. e Chemische Fabrik Einer- 
graben, Barmen, 6. 10., 2. 10., 8. 0. e Crimmitschauer 
Maschinenfabrik A.-G., Crimmitschau, 30. 9, —, 
11. 9. e Coblenzer Bank Akt.-Ges., Coblenz, 16. 10., 
110% 9. 

Dampfer-Akt.-Ges. „Wisch will!“, Tilsit, 10. 10., 
—, 8. 9, „ Deutsche Eisenbahn- Speisewagen- Gesell- 
schaft, Berlin, 30. 9., 27. 9., 12. 9. ® Deutscher 
Anker, Pensions- und Lebensversicherungs-Aktien- 
gesellschaft, Berlin, 16. 10., 1310. 5A: pe 
Dorstewitz - Rattmannsdorfer Braunkohlen-Ind.-Ges., 


Rattmannsdorf, Halle a. S., 4. 10., 1. 10., 13. 9. eè 
Dresdner Schnellpressenfabrik Aktiengesellschaft, 
Brockwitz-Naundorf, 17. 10, 13. 10., 12. 9. e 


Druckerei vorm. Dusch Aktien-Gesellschaft, Straß- 
burg i. Els., 14. 10., 12. 10. 21. 9. 

Eisenwerk Nürnberg A.-G. vorm. J. Tafel & 
Co., Nürnberg, 10. 10., 6. 10., 20. 9. „ Elektrizitäts- 
aktiengesellschaft vorm. Herm. Pöge, Chemnitz, 
18. 10., 12. 10., 20. 9. e Friedrich Elsas jun. Akt.- 
Ges. Chromopapier- u. Cartonfabrik, Barmen, 2 
1. 10, 9. 9. e Elsflether Herings-Fischerei-Gesell- 
schaft, Elsfleth, 10. 10., 7. 10., 22. 9. è Carl Ernst 


Aktiengesellschaft, Berlin, 18. 10., 110% 
e Hermann & Alfred Escher Aktiengesell- 
Chemnitz, 12. 10., 6. 10. 19. 9. „ Euro- 


schaft, 
Aktiengesellschaft, Dresden, 10. 10.. 


päischer Hof 
105229! 
Farbwerke Franz Rasqyuin Actien- Ges., Coöln- 
Mülheim, 29. 9., 26. 9., 14. 9. e Frankfurter Vorort- 
Terrain-Gesellschaft, Frankfurt a. M., 5. 10., TR 
13. 9. „ Frankonia, Schokolade- und Konserven- 
Fabrik (vorm. W. F. Wucherer & Core 
Würzburg, 14. 10., 10. 10., 21. 9. 

Gas- und Elektrizitäts-Werke Brockau A.-G., 
Bremen, 10. 10., 7. 10., 22. 9. Gaswerk Erbisdort? 
Aktiengesellschaft, Bremen, 9. 10., —, 18. 0. è 
Gaswerk Salbke A.-G., Magdeburg, 29. 9., 20. 0.1 


9. 


12. 9, e Generator-Aktiengesellschaft, Charlotten- 
burg, 6. 10, 2. 10. 4. 9. e Genthiner Kleinbahn- 
Aktiengesellschaft, Genthin, 3. 10., — 13. 9. „% 


Glas - Versicherungs- Aktiengesellschaft „Halensza“ 
ir IL „ Hamburgs, d aO, AI Te Gußstahl-Werk 
Witten, 17. 10., 12. 10., 15. 9, e Gußstahlwerk Witt- 
Man are MiHlaspemi WW. e 10% 4. 9. 

Haigerer Hütte, Aktiengesellschaft, Haiger Dill- 
kreis, Haiger, 14. 10., 10. 10., 16. 9. e Hamburg 
Amerikanische Packetfahrt-Actien-Gesellschaft (Ham- 
burg-Amerika-Linie), Hamburg, 28. 9., 26. 9., 11. 9. 
e Hamburg-Cuxhavener Fischdampfer Aktiengesell- 
schaft Alte Liebe“, Hamburg, 30. 9., 28. 9. 12. 9. © 
Hamburger Immobilien-Aktien-Gesellschaft, Ham- 
burg, 30. 9., 24. 9., 12. 9. e Hannoversche Portland- 
Cementfabrik Aktiengesellschaft, Hannover, 2. 10., 
20. 9., 14. 9. e Hessischer Bankverein Aktiengesell- 
schaft, Cassel, 18. 10., 14. 10., 16. 9. e Humboldt- 
mühle Aktiengesellschaft, Berlin, 12. 10., 10.10., 18.9. 

Jute-Spinnerei und Weberei, Cassel, 9. 10., 
11. 9 „ Jute-Spinnerei & Weberei, Hamburg-Har- 
Irre e AA ee 

Kabelwerk Rheydt Act.-Ges., Rheydt, 14. 10., 
11. 10, 18. 9. „ Kaerlicher Thonwerk Act.-Ges., 
Kaerlich, Bez, Coblenz, 7. 10. 4. D eis T 
Kalker Maschinenfabrik A.-G., Cöln-Kalk. 13. 10. 
7.104, 16. 9 „ Königswusterhausen-Mittenwalde- 
Topchiper-Kleinbahn- Ges., Berlin, 1% 10 %%, LOs, 
18. 9. 

Landwirtschattliche Hypothekenbank, Frankfurt 
ki" Maing 6. 11% % e, en Otte Leipziger Krystall- 
Palast Actien-Gesellschaft,, Leipzig, 29. 9., 27. 9. 
9 9. e Leipziger Kıystall-Palast Actien-Gesellschaft, 
Leipzig, 29. 9., 27. 9., 12. 9. e Lothringer Leder- 


werke A.-G., St. Julien bei Metz, 11. 10.. 4. 10., 
20. 9. 
Maschinenbaugesellschaft Karlsruhe, Karlsruhe 


i: Baden, 13. 10., 4. 10., 18. 9. „ Maschinenfabrik 
und Mühlenbauanstalt G. Luther A.-G,, Braun- 
schweig, 7. 10., 4. 10., 13. 9. e Moritz Marx Soehne 
Aktiengesellschaft, Bruchsal, 9. 10., 5. 10. 6.9. è 
Mech. Buntweberei Brennet, Schopfheim, 9. 19., — 
12. 9. e Val. Mehler Segeltuchweberei A.-G., ıulda, 
9. 10., 6. 10., 8. 9. e Metallwaren-, Glocken- und 
Fahrradarmaturen Aktien-Gesellschaft vorm. H. Wiß- 
ner, Mehlis in Thüringen, 7. 10., 4410: ol. Mungo 
Minhorst & Schultes A.-G., Crefeld, 7. 10.. , 18. 9. 
e Mosaikplatten- und Chamottewerke Unterwieder- 
stedt A.-G., Unterwiederstedt, 30. 9., 20 0 9. 
Näbmaschinenfabrik Adolf Knoch Akt.-Ges,, 
Saalfeld a. S., 12. 10., 11. 10,, 13. 9. e Nauen Gebr. 
AG, Greed 10" 20. 9. e Neuber Papier- 
u. Pergamentpapier-Fahrik Aktien-Gesell haft, Neuß 
a. Rhein, 18. 10., —, 14. 9. . 
Petuelsche Terrain-Gesellschaft Aktien-Gesell- 
schaft, München-Riesenfeld, 16.. 10., 12. 10., 22; 9. % 
Pfälzer Volksbote, Aktiengesellschaft, Kaiserslautern, 
10. 10.. —, 15. 9. e Plauener Spitzenfabrik Aktien- 
gesellschaft, Plauen i. V., 10. 10., 6. 10., 16. 9. 
Reichelbräu, Aktien- Gesellschaft, KRulntbach, 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: 


18. 10., 13. 10., 30. 8. e Hotel Reichshof Aktien- 
gesellschaft, Hamburg, 3. 10., DIN, e ee Ye 
Rheinisch - Bomesischer Handels- Verein, Barmen, 
54 10% 18. 9. e Rheinische Malzfabrik Actien- 
ee d e eee 211108, 0% OR T, 10. 
eRheinische Stahlwerke, Duisburg-Meiderich, . 
7. 10.. 20. 9. e Ruhrwerke Aktiengesellschaft, Arns- 
berg i. Westf., 14. 10., 13. 10., 22. 9. 

C. L. Senger Sohn Aktiengesellschaft, ee 
e ld) 18. 9. e Spinnerei Schoubart A.-G.. 
Saan eun eben, , 0%, 10. 14. 9. „ 
Sprengstoff werke Dr. K. Nahnsen een 
gesellschaft, Domitz-Hamburg, 11. 10., 8. 105,078 
Südharz-Eisenbahn-Gesellschaft, Berlin, Walkenried 
a. Harz, 28. 9.. 25. 0., 9. 9. 

Schleipen & Erkens A.-G., Papier- u. Pergament- 
papierfabriken, Jülich, 12. 10., Sal ee eee e 
Schlickum - Werke Aktiengesellschaft, Hamburg 
De -I g, l c le e 

Stadthalle Königsberg i. Pr. Aktiengesellschaft, 
Königsberg i. Pr., 6. eee 


Rich. Lindenberg Aktiengesellschaft. Remscheid, 
eee teinhuder Meer-Bahn, 
Wunstorf, 5. 10., 4. 10., 8. 9. e Stettiner Elek- 


H N ec Stettin. 110. 10, 11. 10 21. 9. 
e Stettiner Berghofs-Brauerei Commandit-Ges. auf 
Aktien Rud. Rückforth, Stettin, 6. 10., 2. 10., 16. 9. è 
Stettiner Kerzen- und Seifen-Fabrik, Stettin, 30. 9.. 
14. 9. e Straßburger Druckerei und Verlags- 
anstalt vorm. R. Schultz & Cie, X.-G., Straßburg 
i. Els., 5. 10, 2. 10., 7. 9. „ Striegauer Porzellan- 
fabrik Actien- Gesellschaft vorm. C. Walter & Co, in 
Striegau, Stanowitz, 9. 10., 3. 10., 18. 9. 

Terrain-Aktiengesellschaft Müllerstraße, Berlin, 
Fee g To ringer Malzfabrik Langen- 
Sal Net, Ges, Langensalza, 7. 10, 3. 10% 20. 9. 
Thüringer Malzfabrik Schloß Thamsbrück Aktien- 
gesellschaft, Thamsbrück, 2. 10., —. 16. 9. e Friedrich 
Töpel, Aktiengesellschaft, Oberpöllnitz b. Triptis, 
BI) e Als ee, he Gardinen-Weberei- 
Aktiengesellschaft, Chemnitz, 7. 10., 3. 10., 5. 9. 

Ungemach A.-G. Els, Conservenfabrik & Import- 
Gesellschaft, Straßburg i. Els., 30. 9, —, 14. 9. © 
Unitas Aktiengesellschaft, Aachen, 7. 10, 
6. 9 

Vereinigte Brunswiker Brauereien Aktiengesell- 


schaft, Kiel, 9. 10., 6.,10.. 16. 9. » Vereinigte 
Gummiwaaren - Fabriken Harburg - Wien, vorm 
Menier - J. N. Reithoffer, Harburg a. d. E., 14. 10.. 


9. 10., 19. 9. e Vereinigte Schloß- u. Neumühlen- 
werke, A.-G., Eilenburg, 16. 10., 13. 10., 15. 9. e 
Vereinigte Sılberwaren-labriken Act.-Ges., Düssel 
dort, 12. 10., —, 16. 9. e Vereinigte Ultramarin- 
fabriken Aktiengesellschaft vorm. Leverkus, Zeltner 
& Consorten, Köln am Rhein, 14. 10., 12. 10., 21. 9 
e Vogt & Wolf A.-G., Gütersloh, 16. 10.. 13. 10.. 
PU, 

Wasserwerk Schweinheim A.-G., Bremen, 30. 9.. 
26. 9., 11. 9. e Weker Elektrizitäts- & Hebezeug- 
Werke Act.-Ges., Cöln-Zollstock, 3. 10.7 30. 9., 15.9. 
e Werkzeugmaschinen-Fabrik Gildemeister & Compt. 
Akt.-Ges., Bielefeld, 18. 10, 13. 10., 14. 9. e West- 
fälische Eisen- und Drahtwerke Aktiengesellschaft, 
Werne b. Langendreer, 11. 10., 6. 10., 14. 9. è 
Westfälische Verlagsdruckerei A.-G. St. Ingbert, 
27. 9, —, 9. 9. e Westfälisches Volksblatt Aktien- 
gesellschaft, Paderborn, 30. 9., —, 14. 9. e Weyers- 
berg, Kirschbaum & Cie. Actien-Gesellschaft tür 
Waffen- und Fahrradtheile, Solingen, 10. 10., 9. 10.. 
22.9. e Wilhelmshütte A.-G., Saalfeld, 29. 9., —, 
13. 9. e Wilhelmshütte Actien-Gesellschaft für Ma- 
schinenbau und Eisengießerei, Eulau-Wilhelmshütte, 
a Ice e e 13.709; 

Ziesarer Kleinbahn-Aktien- Gesellschaft, 
3% 0% 12.9, 


Ziesar, 


Dr. P. Ertel-Berlin. 


i 


Anzeigen des Plutus. 


Schafft das Gold zur Reichsbank! 
Vermeidet die Zahlungen mit Bargeld! 


Jeder Deutſche, der zur Verringerung des Bargeldumlaufs beiträgt, 
ſtärkt die wirtſchaftliche Kraft des Vaterlandes. 


Mancher Deutſche glaubt ſeiner vaterländiſchen Pflicht völlig genügt zu haben, wenn er, ſtatt wie 
früher Goldmünzen, jetzt Banknoten in der Geldbörſe mit ſich führt oder daheim in der Schublade ver⸗ 
wahrt hält. Das iſt aber ein Irrtum. Die Reichsbank iſt nämlich geſetzlich verpflichtet, für je Dreihundert 
Mark an Banknoten, die ſich im Verkehr befinden, mindeſtens Hundert Mark in Gold in ihren Kaſſen 
als Deckung bereitzuhalten. Es kommt aufs gleiche hinaus, ob hundert Mark Goldmünzen oder drei- 
hundert Mark Papiergeld zur Reichsbank gebracht werden. Darum heißt es an jeden patriotiſchen Deutſchen 
die Mahnung richten: 


Schränkt den Bargeldverkehr ein! 
Veredelt die Zahlungsſitten! 


Jeder, der noch kein Bankkonto hat, ſollte ſich ſofort ein ſolches einrichten, auf das er alles, 
nicht zum Lebensunterhalt unbedingt nötige Bargeld ſowie ſeine ſämtlichen laufenden Einnahmen einzahlt. 

Die Errichtung eines Kontos bei einer Bank iſt koſtenfrei und der Kontoinhaber erhält ſein 
jeweiliges Guthaben von der Bank verzinſt. 

Das bisher übliche Verfahren, Schulden mit Barzahlung oder Poſtanweiſung zu begleichen, darf 
nicht das herrſchende bleiben. Richtig ſind folgende Verfahren: 

Erſteus — und das iſt die edelſte Zahlungsſitte — 

Ueberweiſung von Bank zu Bank. 
Wie ſpielt ſich dieſe ab? 

Der Kontoinhaber beauftragt ſeine Bank, der Firma oder Privatperſon, der er etwas ſchuldet, 
den ſchuldigen Betrag auf deren Bankkonto zu überweiſen. Natürlich muß er ſeiner Bank den Namen der 
Bank angeben, bei welcher der Zahlungsempfänger ſein Konto unterhält. Jede größere Firma muß 
daher heutzutage auf dem Kopf ihres Brieſbogens vermerken, bei welcher Bank ſie ihr Konto führt. Außer⸗ 
dem gibt eine Anfrage am Fernſprecher, bisweilen auch das Adreßbuch (z. B. in Berlin und Hamburg) hier⸗ 
über Aufſchluß. 

Weiß man nur, daß der Zahlungsempfänger ein Banlkonto hat, kann aber nicht feſtſtellen, 
bei welcher Bank er es unterhält, ſo macht man zur Begleichung ſeiner Schuld von dem Scheckbuch Gebrauch. 


Zweitens 
Der Scheck mit dem Vermerk „Nur zur Verrechnung“. 


Mit dem Vermerk „Nur zur Verrechnung“ kommt zum Ausdruck, daß der Zahlungsempfänger 
keine Einlöſungen des Schecks in bar, ſondern nur die Gutſchrift auf ſeinem Konto e kann. 
Bei Verrechnungsſchecks iſt auch die Gefahr beſeitigt, daß ein Unbefugter den Scheck einlöſen kann, der 
Scheck kann daher in gewöhnlichem Brief, ohne „Einſchreiben“, verſandt werden, da keine Barzahlung 
ſeitens der bezogenen Bank erfolgen darf. Nach den neuen Steuergeſetzen fällt der bisher auf dem 
Scheck laſtende Scheckſtempel von 10 Pfg. vom 1. Oktober d. J. an fort. 

Drittens 

Der ſogenaunte Barſcheck, d. h. der Scheck ohne den Vermerk 
„Nur zur Verrechnung“. 

Er kommt dann zur Anwendung, wenn der Zahlungsempfänger kein Bankkonto beſitzt und 

daher bare Auszahlung verlangen muß. Er wird in dem Maße aus dem Verkehr verſchwinden, als wir 


uns dem erſehnten Ziel nähern, daß jedermann in Deutſchland, der Zahlungen zu leiſten und zu emp⸗ 
fangen hat, ein Konto bei dem Poſtſcheckamt, bei einer Bank oder einer ſonſtigen Kreditanſtalt beſitzt. 


Darum die eruſte Mahnung in eruſter Zeit: 


Schaffe jeder ſein Gold zur Reichsbank! 
Mache jeder von der bankmäßigen Verrechnung Gebrauch! 
Sorge jeder in ſeinem Bekannten⸗ und Freundeskreis für Verbreitung des bargeldloſen Verkehrs! 
Jeder Pfennig, der bargeldlos verrechnet wird, iſt eine Waffe gegen den wirtſchaftlichen Ver⸗ 
nichtungskrieg unſerer Feinde! 
— j Verantwortlich für die Rubrik „Aus der Geschäftswelt“ und für den Inseratenteil: Lucya Suess, Charloitsnburg. 
Druck von Pass & Garleb G. m. b. H., Berlin W. 57, Bülowstrasse 


